
Streiks  gegen  die  Krise  in
Europa
Von Jonathan Frühling

Seit  Beginn der Pandemie Anfang 2020 sind 130 Millionen Menschen in
totale Armut abgerutscht. Die Inflation erhöht diese Zahl momentan noch
einmal massiv. Die Entwicklung umfasst nicht einzelne Länder und Branchen,
sondern den gesamten Planeten. Deshalb formiert sich überall Widerstand
von Menschen, die nicht hinnehmen wollen, dass sich die herrschende Klasse
ihrer Länder immer noch weiter bereichert. Beispielhaft soll hier genannt
werden,  dass  das  Vermögen  der  2755  Milliardär_Innen  in  der
Coronapandemie von 4 auf 12 Billionen US-$ gestiegen ist. Deshalb werden
momentan weltweit Abwehrkämpfe geführt, in denen die Arbeiter_Innen und
Bäuer_Innen versuchen zu verhindern, die Kosten der vielen Krisen zahlen zu
müssen.  Wir  haben  uns  für  euch  exemplarisch  Bewegungen  in  Europa
angeschaut und Gemeinsamkeiten und Unterschiede herausgearbeitet und
versuchen eine Perspektive zu formulieren.

Streiks Europaweit

Norwegen
In Norwegen streikten Anfang Juli  Arbeiter_Innen in der Gasindustrie für
mehr Lohn, sodass die Gasförderung auf drei Förderplattformen eingestellt
werden musste. Relevant war das auch für Deutschland, welches mehr als 30
% seines Gases aus Norwegen bezieht. Die Regierung schritt allerdings nur
wenige Stunden nach dem Ausbrechen des Streikes ein und brachte ihn vor
ein  Schlichtungsgremium,  was  nach  norwegischem  Recht  legal  ist.
Begründet  wurde  das  mit  den  Gasengpässen  in  Europa  und  dem Krieg
zwischen  Ukraine  und  Russland.  Die  Gewerkschaften  akzeptierten  diese
Entscheidung
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Deutschland
In  sechs  deutschen  Häfen  haben  die  Arbeiter_Innen  im  Juni  und  Juli
Warnstreiks  durchgeführt  und  damit  erreicht,  dass  Waren  nicht
umgeschlagen werden konnten. Die Gewerkschaft fordert 14% mehr Lohn in
einem Jahr, die Kapitalseite bot 12,5 % in zwei Jahren. Das Angebot liegt
damit  unter  der  Inflation  und  wird  von  der  Gewerkschaft  daher
richtigerweise  abgelehnt.

Die Kapitalseite denkt in Form von „Arbeitgeberpräsident“ Reiner Dulger
desweilen  laut  darüber  nach,  mit  Notstandsgesetzen  das  Streikrecht  zu
brechen. So könnte sichergestellt werden, dass die Industrie auf Kosten der
Lohnabhängigen ununterbrochen weiterläuft. Das wäre natürlich ein brutaler
Angriff auf ein langerkämpftes Streikrecht.

Spanien
Auch  in  Spanien  gibt  es  momentan  Streiks.  Hier  s ind  es  die
Kabinenarbeiter_Innen  der  Billig-Airlines  Easyjet  und  Ryanair,  die  der
Arbeiter_Innenklasse ein Beispiel geben. Beide Unternehmen sind für ihre
schlechten  Arbeitsbedingungen  bekannt.  Die  Streiks  haben  natürlich
Auswirkungen  in  ganz  Europa,  da  die  Airlines  ausschließlich
innereuropäische Flüge durchführen. Zudem kommt hinzu, dass die Branche
unter  Personalmangel  zu  kämpfen  hat,  welcher  auch  zum  Teil  auf  die
niedrigen Löhne zurückzuführen ist.

Großbritannien
Besondere Strahlkraft hatten die Eisenbahner_Innenstreiks der Gewerkschaft
RMT in  England Ende Juni  2022.  Es  waren mit  50.000 Streikenden die
größten Streiks  der  Branche seit  30 Jahren und brachten ca.  80 % des
Schienenverkehrs auf der Insel zum Stehen. Ziel ist es auch hier, für höhere
Löhne, Arbeitsplatzsicherheit und bessere Renten zu kämpfen, denn die Post-
Brexit  Gesellschaft  wird  von  Inflation  und  wirtschaftlichen  Problemen
besonders hart getroffen. Teile des Staatsapparates haben bereits gewarnt,
dass ein Erfolg der Bewegung die Arbeiter_Innenbewegung motivieren kann



ähnliche  Forderungen  in  anderen  Sektoren  zu  stellen.  Da  die  britische
Regierung gerade zerfällt,  ist  es  eine  besonders  gute  Situation,  um den
Druck zu erhöhen und weiter Sektoren der Klassen in den Kampf zu führen.

Schwächen der Streiks
Alle genannten Beispiele zeigen, dass es eine Schwäche der Streiks gibt, die
zu deren Scheitern oder  zumindest  zu für  die  Arbeiter_Innen schlechten
Abschlüssen führt. Überall verhandelt nicht die Arbeiter_Innenklasse selbst,
sondern  s te l l ver t re tend  e ine  bürokra t i sche  Sch icht  von
Gewerkschaftsfunktionär_Innen.  Diese  haben  aber  sowieso  einen  gut
bezahlten  und  recht  sicheren  Job,  weshalb  sie  vom  Interesse  der
Arbeiter_Innen losgelöst handeln. Ihnen geht es vor allem darum, ihre eigene
Stellung durch schnelle Schlichtungen und einen guten Draht zu Regierung
zu sichern, statt die Kämpfe zu eskalieren und so z.B. mehr Lohn für die
Arbeiter_Innen zu erkämpfen.

Deshalb  liegen  die  Lohnforderungen,  wenn  überhaupt,  knapp  über  dem
Inflationsausgleich, die Abschlüsse sogar meist darunter! Außerdem sind 1-3-
tägige Streiks, die oftmals sogar auf mehrere Wochen verteilt sind, nicht
genug,  um  den  Druck  wirklich  zu  erhöhen.  Diese  Taktik  ist  nur  dafür
geeignet, die Bewegung totlaufen zu lassen. Es braucht Forderungen von
mindestens 8-10 % mehr Lohn bei 12 Monaten Laufzeit. Diese Ziele können
aber nur umgesetzt werden, wenn es einen unbefristeten Streik gibt. Ein
kämpferisch  geführter  Streik  erhöht  außerdem  fast  automatisch  die
Mitgliederbasis  der Gewerkschaft.  Nur wenn sich die Arbeiter_Innen des
Streiks bemächtigen und selbst die Kontrolle darüber haben wann, wo und
wofür gestreikt wird und vor allem wann der Streik beendet wird, können sie
dem Kapital und der Regierung das Fürchten lehren.

Eine weitere Schwäche ist die Zersplitterung der Kämpfe. Der Grund, wieso
die  Regierungen  und  Kapitalist_Innen  hier  in  Europa  schnell  und
entschlossen gegen die Streiks vorgehen wollen, ist überall  derselbe: Die
Europäische Union und der gesamte Kapitalismus ist in einer Krise, in die
uns die Regierungen selbst geführt haben. Kürzlich wurde das durch ihre
wirtschaftlichen Angriffe gegen Russland z.B. mittels Sanktionen deutlich.



Grund genug für uns gemeinsam auch politische Forderungen aufzustellen,
um die Krise in unserem Sinne zu lösen. Damit ist z.B. das Abschaffen der
Sanktionen gemeint, die vor allem der Entflechtung und Stabilisierung der
europäischen  Wirtschaft  dienen  sollen  und  in  Russland  selber  eher  der
Arbeiter_Innenklasse als den Kapitalist_Innen schaden. Auch zur Zahlung der
Coronaschulden muss das Kapital zur Kasse gebeten werden. Statt Geld für
Rüstung brauchen wir Geld für Krankenhäuser, Schulen, Renten. Natürlich
muss die gesamte Infrastruktur dafür wieder in öffentliche Hand geführt
werden.

Dies  alles  sind  aber  politische  Forderungen,  die  nicht  in  nationalen
Tarifverhandlungen geklärt werden können. Die Arbeiter_Innenklasse muss
endlich wieder die politische Bühne betreten und beweisen, dass sie eine
gesamtgesellschaftliche Perspektive formulieren kann. Alle hier erwähnten
Bewegungen sind defensive  Abwehrkämpfe,  die  dafür  sorgen sollen,  den
Verfall  des  Lebensstandards  aufzuhalten.  Wir  müssen  aber  selbst  in  die
Offensive gehen. Oft wird argumentiert, dass in Zeiten von Krisen alle den
Gürtel  enger  schnallen  müssen.  Aber  gerade  jetzt  zeigt  sich,  wie
unbrauchbar  der  Kapitalismus  geworden  ist,  um  für  Wachstum  und
Wohlstand  zu  sorgen.  Wenn  sich  die  Kämpfe  verbinden  und  ausweiten
können wir uns, wie Marx es einst formulierte: „den ganzen alten Dreck vom
Hals schaffen.“

Proteste  gegen
Abtreibungsverbote in den USA:
Interview mit einer Aktivistin vor
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Ort
In den USA hat der Oberste Gerichtshof im Juni dieses Jahres ein Urteil
erlassen, welches den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen einschränken
und  sogar  verbieten  kann.  Mehrere  Bundesstaaten  haben  bereits
angekündigt, die Rechte auf Abtreibungen massiv anzugreifen. Als Reaktion
kam es in vielen US-amerikanischen Städten zu Massenprotesten. Wir haben
in diesem Interview mit der Aktivistin Lara (Instagram @Lara.islinger) vor
Ort gesprochen:

Wer bist du? Wo bist du organisiert? 
„Ich bin Lara (sie/ihr) und wohne eigentlich in Hamburg. Ich verbringe den
Sommer damit, in New York für Shout Your Abortion (SYA) zu arbeiten. SYA
ist  eine  Organisation,  die  sich  für  die  Entstigmatisierung  des
Schwangerschaftsabbruchs einsetzt – mit kreativen Aktionen und dadurch,
dass wir Menschen eine Plattform geben, um ihre Erfahrungen zu teilen.
Aufgrund der aktuellen Situation, also dem Urteil des Supreme Court und die
Abtreibungsverbote in vielen Staaten, fokussieren wir uns aktuell auf den
Zugang zu sicheren Abtreibungen insbesondere durch Abtreibungspillen –
egal ob legal oder nicht.

Seit einigen Wochen, bin ich bei New York City For Abortion Rights aktiv, ein
sozialistisch-feministisches  Kollektiv,  das  Demos  und  sogenannte  Clinic
Defenses  organisiert.“
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Inwiefern  bist/warst  du  Teil  der  Proteste  gegen  die
neuen Abtreibungsverbote? Was ist  dein Ziel?
„Gemeinsam mit „New York City For Abortion Rights“ und anderen links-
feministischen Gruppen habe ich einen Protest am Tag der Supreme Court
Entscheidung organisiert zu dem 20.000 Leute gekommen sind. Mir ging es
bei der Demo vor allem darum, Solidarität auszudrücken mit Menschen in
republikanischen  Bundesstaaten,  in  denen  nun  Abtreibungsverbote  und
Einschränkungen gelten.  Abgesehen von einem erhöhten Andrang in den
Abtreibungskliniken, wird sich in New York durch das Urteil wenig ändern.
Trotzdem spüren wir auch hier den Einfluss von Abtreibungsgegner_Innen,
da  wir  sogenannte  Clinic  Defenses  organisieren.  Das  sind  Proteste  und
Blockaden gegen Abtreibungsgegner_Innen,  die  zu  Kliniken  prozessieren,
eskortiert vom NYPD, und dort Patient_Innen belästigen – mitten in New
York City.

Am  Montag,  dem  4th  of  July,  war  ich  mit  “Shout  Your  Abortion”  in
Washington DC. Wir haben vor dem Supreme Court einen Stand aufgebaut,



an dem wir Limonade verschenkt und Informationen zu Abtreibungspillen
verbreitet haben, die man in allen 50 Staaten über die Organisation Aid
Access  bestellen  kann  –  auch  ohne  schwanger  zu  sein  (sog.  advanced
provision).  Unser  Motto  lautet  „Fuck  SCOTUS.  We’re  doing  it  anyway“.
Dieses illegitime, undemokratische Gericht kann uns nicht aufhalten.

Dazu will ich unbedingt betonen, dass das Urteil natürlich Konsequenzen hat,
die grausam und ungerecht sind. Unter der Kriminalisierung von Abtreibung
(und  Fehlgeburten)  leiden  am  meisten  Menschen,  die  marginalisierten
Gruppen  angehören  –  insbesondere  Schwarze  Menschen;  Indigene  und
weitere  People  of  Color;  die  LGBTQ+  Community;  Menschen  mit
Behinderung; Menschen, die im ländlichen Raum leben; junge Menschen und
arme Menschen.“

Wie nimmst du die Proteste wahr? Welche Gruppen sind
am Start?
„Mir geben die Proteste Kraft. Ich finde es gut, dass wir uns den öffentlichen
Raum nehmen, um unserer Wut Ausdruck zu verleihen und als Zeichen der
Solidarität mit allen Menschen, die von den Abtreibungsverboten betroffen
sind. Die feministische Bewegung nehme ich als zersplittert war. Viele linke
Aktivist_Innen wenden sich vom liberalen, weißen Mainstream-Feminismus
ab. Andererseits spüren wir in New York eine starke Solidarität von anderen
linken Gruppen sowie von den neu-gegründeten Gewerkschaften (z.B. der
Starbucks-Gewerkschaft), die sich unseren Protesten anschließen.

Wir distanzieren uns von Gruppen, die sogenannte die-ins organisieren, sich
mit  Blut  beschmieren  oder  Kleiderbügel  zu  Protesten  mitbringen.  Unser
Punkt ist ja: Wir gehen nicht zurück in die 1960er und frühen 1970er, bevor
Roe  entschieden  wurde,  und  als  viele  Menschen  aufgrund  unsicherer,
illegaler  Abtreibungen  gestorben  sind.  Wir  wollen  keine  Angst  schüren,
sondern  Hoffnung  machen.  Der  große  Unterschied  ist,  wir  haben  heute
Zugang  zu  Abtreibungspillen  und  wir  haben  ein  Netzwerk  von  Abortion
Funds, die finanzielle Unterstützung leisten. Wir werden dieses Urteil nicht
befolgen. Wir werden nicht aufhören abzutreiben. Wir werden nicht aufhören
uns gegenseitig zu helfen und wir werden nicht aufhören für reproduktive
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Gerechtigkeit zu kämpfen.“

Kamala Harris hat als Antwort der Demokraten dazu
aufgerufen, diese Entscheidung mit der Stimmabgabe
bei den Zwischenwahlen doch noch zu kippen – hältst
du das für realistisch?
„Die  Biden-Regierung  und  die  Demokraten  betonen,  dass  sie
Abtreibungsrechte  verteidigen  wollen,  aber  ihre  Bemühungen  auf
Bundesebene halten nicht Schritt mit dieser Rhetorik.  Die Tatsache, dass die
Demokraten in Washington nicht in der Lage sind,  Abtreibungsrechte zu
stärken, obwohl sie das Weiße Haus und beide Kammern des Kongresses
kontrollieren,  hat  viele  Wähler_Innen  enttäuscht.  Ich  spüre  deutlich  die
Frustration über die Untätigkeit der Demokraten auf Bundesebene und höre
in linken, feministischen Kreisen immer wieder das Wort ‚desillusioniert‘.

Es stimmt:  Das Supreme Court  Urteil  hat  das Thema Abtreibung in den
Mittelpunkt mehrerer wichtiger Zwischenwahlen katapultiert. Die Wahlen in
den Bundesstaaten (etwa von Gouverneur_Innen, Generalstaatsanwalt_Innen,



Richter_Innen und der  Legislative)  könnten nun darüber  entscheiden,  ob
Millionen von Amerikaner_Innen Zugang zu legalen Abtreibungen haben oder
nicht. Viele haben aber das Gefühl, dass die Demokraten – angesichts der
hohen Inflation und der niedrigen Zustimmungsraten für Präsident Biden –
den  Unmut  über  das  Urteil  ausnutzen,  um  Wähler_Innenstimmen  zu
erhaschen, ohne einen konkreten Plan zu haben, wie sie den Zugang zu
Abtreibung in den USA gewährleisten und FLINTAs unterstützen werden.“

Wenn aber doch noch nicht alles verloren ist: Welche
Perspektive siehst du dann noch für FLINTAs in den
USA?
„Ich  lege  große  Hoffnung  in  feministische  Solidarität  und  Netzwerke  –
national  und  international.  Anders  als  die  Demokraten  haben  wir  uns
spätestens seit dem Leak des Entwurfs im Mai darauf vorbereitet, dass Roe
fallen wird. Wir verbreiten Informationen zu Abtreibungspillen, die per Post
in alle 50 Staaten verschickt werden können und sehr sicher sind. Dabei hilft
uns Plan C und die europäische Organisation Aid Access. Außerdem gibt es
ein  solides  Netzwerk  von  regionalen  Abortion  Funds,  die  finanzielle
Unterstützung für Abtreibungen leisten. Ich habe auch mitbekommen, dass
als  letzter  Ausweg  Abtreibungspillen  aus  Mexiko  geschickt  werden  –
kostenlos von dortigen feministischen Kollektiven als Akt der Solidarität mit
FLINTAs in den USA. Unser Motto lautet: ‚We will save us.‘ Wir retten uns
selber.“
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Was  wünschst  du  dir  von  der  Bewegung?  Und  wie
können  wir  hier  in  Deutschland/  der  EU  sie
unterstützen?
„Ich wünsche mir von der Bewegung,  dass wir  uns mehr auf  praktische
Fragen konzentrieren. Unser Fokus sollte sein: Wie können wir Menschen
dabei helfen, abzutreiben? Die vollständige Legalisierung von Abtreibung ist
dabei natürlich ein wichtiger Faktor – aber nicht der einzige.

Wenn ihr wen aus den USA kennt, könnt ihr Ressourcen zu Abtreibungspillen
und Advanced Provision teilen, zum Beispiel Plan C oder Aid Access. Ein
großes Problem ist, dass nur 1 von 5 Amerikaner_Innen darüber Bescheid
wissen. Wenn ihr Geld übrig habt, könnt ihr spenden. Dafür empfehle ich das
National Network of Abortion Funds, das Spenden auf regionale Abortion
Funds  aufteilt  und  Aid  Access  bzw.  die  europäische  Mutterorganisation
Women  on  Web.  Meine  DMs  sind  immer  offen  für  Fragen.  Bitte  nicht
vergessen: Wir kämpfen in Deutschland den gleichen Kampf: Der §218 muss
weg,  genau  wie  weitere  Schikanen  für  ungewollt  Schwangere  wie
Pflichtberatung,  Wartezeit  und  die  Gehsteigbelästigung  durch
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Abtreibungsgegner_Innen vor Praxen. Der Zugang muss verbessert werden,
insbesondere durch die Schließung von Versorgungslücken. Wir sind nicht
frei und gleichberechtigt ohne den bedingungslosen und legalen Zugang zu
Abtreibung.“

Für eine ausführlichere Analyse des Gerichtsurteils und dessen Folgen, aber
auch der Frage, warum Abtreibungsrechte eigentlich so stark umkämpft sind
und wie wir sie verteidigen können, schaut gerne in unseren Artikel dazu:

USA: Wie wir Abtreibungsrechte
wieder  zurück  erkämpfen
können
In  der  größten  Demokratie  der  Welt  hat  gerade  die  Mehrheit  der
gebärfähigen Menschen das Recht auf Abtreibung verloren. Warum? Weil die
Urteile  Roe  v.  Wade  und  Planned  Parenthood  v.  Casey  vom  Obersten
Gerichtshof  gekippt  wurden  –  Grundsatzentscheidungen,  die  Frauen  das
Recht,  über  Abbruch  oder  Fortführung  einer  Schwangerschaft  zu
entscheiden, einräumten. So erlaubte Roe v. Wade eine Abtreibung bis zur
angenommenen  Lebensfähigkeit  des  ungeborenen  Kindes  außerhalb  des
Mutterleibes. Diese Entscheidung des Obersten Gerichtshofs aus dem Jahr
1973  schränkte  so  die  amerikanischen  Bundesstaaten  in  ihrer  eigenen
Gesetzgebung  ein,  welche  ab  diesem  Zeitpunkt  strengen  richterlichen
Kontrollen  unterlag.  Bundesstaaten  mussten  Frauen  das  grundsätzliche
Recht  auf  einen  Schwangerschaftsabbruch  zugestehen.

Am 24. Juni wurde nun ein nach Roe v. Wade eigentlich verfassungswidriges
Gesetz für verfassungskonform erklärt, was Roe v. Wade formell außer Kraft
setzt. Es überrascht nicht, dass Ex-Präsident Trump maßgeblich für diesen
Anschlag auf die Rechte der Frau verantwortlich ist: Er setzte gleich drei
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neue,  konservative  Richter  im  Obersten  Gerichtshof  ein,  was  dessen
Machtbalance  empfindlich  in  Richtung  der  reaktionären,  republikanisch
geprägten Rechtsprechung verschob. Nun hat also eine Institution, die nicht
einmal demokratisch legitimiert ist, eine Entscheidung getroffen, die nicht
repräsentativ ist für die Haltung der Bevölkerung zum Thema Abtreibung:
Laut Umfragen befürworten um die 70 % der US-Amerikaner_Innen Roe vs.
Wade.

Natürlich gab es jedoch auch vor diesem historischen Urteil Abtreibungen –
nur  waren  diese  eben  deutlich  weniger  sicher.  Diesen  Zustand  haben
reaktionäre Kräfte nun für die Mehrheit der amerikanischen Bevölkerung
wieder hergestellt, indem sie dieses Bundesgesetz gekippt haben. Besonders
betroffen sind hiervon Menschen, denen die nötigen Ressourcen zum Reisen
in  einen  anderen  Bundesstaat  fehlen,  überproportional  Mitglieder  der
Arbeiter_Innenklasse  und  vor  allem  ihre  nicht-weißen,  migrantisierten
Anteile.

Die  reaktionären  Kräfte,  die  maßgeblich  für  diese  Entwicklung
verantwortlich sind, sind zahlenmäßig stark, gut organisiert und politisch
bestens  vernetzt.  Zur  jährlichen  Demonstration  gegen  Abtreibungsrechte
mobilisierten  sie  2013 circa  600.000 Teilnehmer_Innen nach  Washington
D.C. Bereits vor dem erfolgreichen Angriff auf Roe v. Wade konnten diese
Kräfte so bereits Teilerfolge verzeichnen: Vor allem in den republikanischen
Südstaaten und dem Mittleren Westen, wo bereits vor dem jüngsten Urteil
die  Gesetzgebung  so  angepasst  wurde,  dass  sie  Roe  v.  Wade  bewusst
übergeht und Abtreibung in die Illegalität drängen konnte – so etwa in Texas.
Dort trat schon 2021 ein Gesetz in Kraft, das Schwangerschaftsabbrüche ab
der 6. Woche selbst bei Vergewaltigung oder Inzest kriminalisiert – ganz
egal,  dass eine Schwangerschaft zu diesem Zeitpunkt oft  noch nicht mal
spürbar ist.  Noch dramatischer war hieran, dass dieses Gesetz durch die
Erweiterung  privater  Klagen  die  Möglichkeit  einer  staatlich  entlohnten
Hetzjagd auf Abtreibungseinrichtungen und diejenigen, die sie in Anspruch
nehmen, geschaffen hat. Der bereits damals konservativ besetzte Oberste
Gerichtshof  lehnte  eine  Aufhebung  dieses  Gesetzes  ab.  In  Mississippi
wiederum waren Abtreibungen bereits ab der 16. Woche für illegal erklärt



worden, dies auch im offensichtlichen Verstoß gegen Roe v. Wade.

Auch bereits  1992 erreichten reaktionäre Kräfte  mit  dem Urteil  Planned
Parenthood v. Casey  einen Teilerfolg ihrer misogynen Kampagne. Damals
wurde  den  Bundesstaaten  erlaubt,  auch  vor  dem  dritten  Trimester
Vorschriften  zum  Schutz  des  ungeborenen  Kindes  zu  erlassen  und  der
Zeitpunkt in der Schwangerschaft, ab dem eine Abtreibung verboten werden
kann, um 4 Wochen vorgezogen.

Warum  sind  gerade  Abtreibungsrechte  so
umkämpft?
Wieso es immer wieder zu Angriffen auf das Selbstbestimmungsrecht von
gebärfähigen  Personen  kommt,  lässt  sich  nur  durch  einen  Blick  in  die
Geschichte und die jeweilige Situation der Frau erklären: Bereits vor der
Verfestigung der Klassengesellschaft wurde in ursprünglichen Gesellschaften
die soziale Ungleichheit  zwischen Mann und Frau institutionalisiert.  Dies
geschah nicht zufällig oder auf „natürliche“ Weise, sondern verfolgte den
Zweck, die Frau als eigentliche Quelle des Stammesreichtums, durch ihre
Rolle beim Ackerbau und als Gebärerin, zu dominieren. So wurden Frauen
zum  Objekt  ökonomischer  Begehrlichkeit,  was  damit  einherging,  dass
Heiratsvorschriften und Regelungen zur Kindererziehung radikal verändert
werden mussten, um das Patriarchat zu sichern.

Mit  steigendem  Reichtum  innerhalb  von  Gesellschaften  und  damit
einhergehend auch einer Entwicklung des Privateigentums etablierte sich
eine Weitergabe dieses Privateigentums auf Basis von Familienstrukturen.
Diese  Vererbungsstrukturen  bedurften  monogamer  Beziehungen,  um  die
Nachkommen unzweifelhaft identifizieren zu können. Der Vater eines Kindes
ist beispielsweise ohne Vaterschaftstest nicht so einfach identifizierbar wie
dessen Mutter. Monogame Beziehungen zu etablieren, stellte hierfür eine
geeignete Methode dar, da bei nur einem Sexualpartner der Frau der Vater
eines  Kindes  relativ  eindeutig  bestimmbar  ist.  Mit  der  Entstehung  der
Klassengesellschaft  verfestigten  sich  diese  Strukturen,  beispielsweise  die
Idee einer monogamen Ehe.



Doch wie äußerte und äußert sich die Unterdrückung später, auch während
und nach der Industrialisierung? Im Zuge der Industrialisierung nahm die
Bedeutung des Haushaltes als grundlegende Produktionseinheit ab, denn nun
wurde in Fabriken und Produktionsstätten produziert. Während vor allem
Männer an diesen Orten ihre Arbeitskraft verkaufen mussten, waren Frauen
nicht nur in verschiedenen Bereichen der Heimarbeit tätig, sondern auch für
die  unbezahlte  Reproduktionsarbeit.  Reproduktionsarbeit  beschreibt  die
Arbeit, die nötig ist, um Arbeitskraft wieder herzustellen. Beispielsweise ist
das Zubereiten von Nahrung nötig, um das Bedürfnis nach Hunger zu stillen.
Ohne diese Arbeit ist es auf Dauer nicht möglich, regelmäßig die eigene
Arbeitskraft  verkaufen  zu  können.  Aber  auch  die  Bereitstellung  neuer
Arbeitskräfte durch die Geburt von Kindern, deren Versorgung, Fürsorge und
Erziehung im privaten Haushalt zählt zur reproduktiven Arbeit. Dass Frauen
diese auch weiter möglichst günstig verrichten, ist  also im Interesse der
Kapitalist_Innen.  Durch weiter rationalisierte Produktionsprozesse wurden
Frauen immer mehr auch in die Lohnarbeit integriert, um durch eine größere
Anzahl an Arbeiter_Innen größere Profite zu erwirtschaften und gleichzeitig
die  Löhne  möglichst  niedrig  zu  halten.  Eine  gerechte  Verteilung  der
Reproduktionsarbeit wurde allerdings nicht geschaffen, weshalb für Frauen
oft  eine  doppelte  Belastung  besteht,  da  sie  nicht  nur  ihre  Arbeitskraft
verkaufen  müssen,  sondern  auch  heute  noch  oft  ganz  allein  für  die
Reproduktionsarbeit  verantwortlich  sind,  für  welche  sie  keinen  Lohn
erhalten.

Diese kurze Analyse der Unterdrückung der Frau soll verdeutlichen, wie sehr
die  Kontrolle  von  weiblicher  Fortpflanzung  mit  der  Entstehung  von
Privateigentum verbunden ist und wie sehr die Besitzenden von der Rolle der
Frau als Mutter und Fürsorgerin profitieren. Gerade in Anbetracht der hohen
Sterberate unter Arbeiter_Innen, die während der Corona-Pandemie keinen
oder nur unzureichenden Zugang zur Gesundheitsversorgung hatten, ist es
also  kein  Wunder,  dass  vor  allem Kapitalist_Innen jetzt  ein  Interesse an
hohen Geburtenraten haben. In der Vergangenheit bereits erkämpfte Rechte
wie beispielsweise das Recht auf eine sichere, (teilweise) legale Abtreibung
stehen  auch  im  Zuge  eines  gesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  den
imperialistischen  Teilen  der  Welt  wieder  zur  Debatte.  Das  Recht  auf



Abtreibung ist nur ein Teil einer Entwicklung, die sich als ein Rollback in
Bezug auf die Rechte unterdrückter Gruppen beschreiben lässt.

Internationale  Solidarität  statt  sexistischer
Rollbacks!
Die Aufhebung von Roe v. Wade und die vorangegangene Aufweichung der
Errungenschaften  von  1973  bereits  in  1992  und  2021  zeigen,  dass  der
Fortschritt  im  bürgerlich-kapitalistischen  Staat  jederzeit  wieder
zurückgerollt  werden  kann.  Auch  in  Europa  als  weiterem  Teil  der
vermeintlich  so  freien  wie  fortschrittlichen  „westlichen  Welt“  sind
Abtreibungsrechte  Angriffen  ausgesetzt.  In  Polen  sind  seit  Herbst  2020
Abtreibungen  nahezu  gänzlich  verboten.  Das  hat  krasse  Folgen  für  die
Schwangeren,  denn ein  Abtreibungsverbot  führt  nicht  gleich  zu  weniger
Abtreibungen.  Es  führt  vielmehr  dazu,  dass  die  Abtreibungen illegal  mit
einem größeren gesundheitlichen Risiko für die Schwangeren durchgeführt
werden. So gab es in Polen seit der Verschärfung nur weniger als 2000 legale
Abtreibungen, aber ca. 200.000 illegale Abtreibungen bzw. Abtreibungen im
Ausland. Nach dem Tod einer schwangeren Frau als Opfer der Verschärfung
gingen Zehntausende auf die Straßen.

Doch auch in Deutschland ist die Situation nach wie vor problematisch. Zwar
w u r d e  v o r  k u r z e m  d e r  P a r a g r a f  2 1 9 a  ( W e r b e v e r b o t  f ü r
Schwangerschaftsabbrüche) gestrichen, allerdings sind durch den Paragraf
218  Schwangerschaftsabbrüche  im  Strafgesetzbuch  nach  wie  vor  formal
kriminalisiert  und  könnten  laut  diesem  mit  bis  zu  dreijährigen
Freiheitsstrafen  vergolten  werden.  In  anderen  Ländern  Europas  ist  die
Situation für Schwangere,  die abtreiben wollen,  nicht weniger schwierig.
Neben Polen und Deutschland zum Beispiel auch in Ungarn oder Italien. In
Letzterem übt die Kirche massiven Einfluss aus, sodass sich viele Ärzt_Innen
aus Furcht vor Repression weigern, Abbrüche überhaupt durchzuführen.

Das Recht der Frau auf körperliche Unversehrtheit ist durch eine derartige
Rechtsprechung  nicht  gegeben.  In  den  USA  kam  es  nach  der
Urteilsverkündung zu vielen Protesten. Allein in New York versammelten sich



mehrere tausend Menschen und es kam zu Straßenblockaden. Der Kampf um
das Selbstbestimmungsrecht über unsere Körper und reproduktiven Rechte
kann nicht länger warten, er muss jetzt konsequent geführt werden.

Da  wir  uns  nicht  nur  für  fortschrittlichere  Gesetzgebungen  einsetzen,
sondern  die  bisherigen  Errungenschaften  vehement  verteidigen  müssen,
braucht es endlich eine massenhafte Bewegung der Arbeiter_Innen. Denn es
sind nicht nur diejenigen Gebärfähigen, die am meisten unter restriktiven
Abtreibungsgesetzen  leiden,  Teil  der  Arbeiter_Innenklasse.  Auch  nicht
gebärfähige Arbeiter_Innen und weitere unterdrückte Gruppen werden durch
eine  derartige  Zurücknahme  fundamentaler  Rechte  in  Gefahr  gebracht.
Urteile wie die jüngste Aufhebung von Roe v. Wade zeigen, dass selbst hart
erkämpfte Erfolge, die von der Bevölkerungsmehrheit unterstützt werden, im
politischen Alleingang reaktionärer,  mit  Wirtschaft  und Politik  vernetzter
Gruppen wieder rückgängig gemacht werden können.

Aus  diesem  Grund  sollte  der  Kampf  gegen  eine  derart  reaktionäre
Gesetzgebung wie die Aufhebung von Roe v. Wade die Unterstützung aller
Unterdrückten  und  Ausgebeuteten  finden.  Als  Kommunist_Innen  ist  es
unsere Aufgabe, für eine organisierte internationale Bewegung zu kämpfen,
die die Rechte der Frau vor reaktionären Angriffen schützt – in den USA und
auf der ganzen Welt.

Auf internationaler Ebene müssen die Frauen- und Arbeiter_Innenbewegung
und alle fortschrittlichen Kräfte zur Unterstützung der Betroffenen in den
USA mobilisieren. Die jüngsten Bewegungen in Spanien, Polen, Irland und
Argentinien zeigen, was getan werden kann. Überall auf der Welt gibt es die
g le ichen  reakt ionären  Mächte ,  d ie  durch  d ie  S iege  ihrer
Gesinnungsfreund_Innen  in  den  USA  ermutigt  werden.

Doch  inwieweit  können  wir  im  Kampf  für  die  Rechte  der  Frau  auf  die
bürgerlichen Parteien vertrauen? Die Botschaft von Vizepräsidentin Kamala
Harris bringt die Antwort der Demokratischen Partei auf den Punkt: „Es ist
noch nicht vorbei;  die Wähler_Innen werden das letzte Wort haben“. Mit
Blick  auf  die  Zwischenwahlen,  die  voraussichtlich  die  Kontrolle  der
Republikanischen  Partei  über  den  Senat  stärken  und  ihr  sogar  das



Übergewicht  im  Repräsentantenhaus  verleihen  werden,  lautete  ihre
Botschaft: „Sie haben die Macht, Führer_Innen zu wählen, die Ihre Rechte
verteidigen und schützen werden.“

Wir wissen jedoch: eine organisierte proletarische Frauenbewegung hat eine
viel größere Macht als bloß die Abgabe eines Stimmzettels! In den USA wie
an  anderen  Orten  kann  eine  Massenbewegung  der  Arbeiter_Innen  viel
machtvoller  und  effektiver  gegen  derartige  Entwicklungen  vorgehen.
Erzreaktionäre  Urteile  wie  die  Aufhebung  von  Roe  v.  Wade  lassen  sich
kippen und Rechte können verteidigt und wiederhergestellt werden, indem
Kliniken  und  ihre  Patient_Innen,  Pflegepersonal  und  Ärzt_Innen  durch
direkte  Massenaktionen  verteidigt  werden  und  massenhafte  Streiks  die
Regierungen unter Druck setzen. Als Vorbild einer möglichen Aktionsform
sind zum Beispiel die Schweizer Frauenstreiks interessant, bei denen in den
Jahren 1918,  1991 und 2019 bereits  jeweils  Hunderttausende,  vor  allem
Arbeiterinnen,  für  Zugang  zu  Arbeit  und  bessere  Arbeitsbedingungen
kämpften.

Eine derartige Bewegung muss gleichzeitig bürgerliche Staaten wie die USA
oder  Deutschland  als  das  entlarven,  was  sie  eigentlich  sind:
Durchsetzungsinstrumente  kapitalistischer  Interessen,  die  sich  der
Verteidigung  von  Menschenrechten  nur  annehmen,  wenn  dies  politisch
vorteilhaft erscheint.  Sie muss darüber hinaus revolutionäre Forderungen
aufwerfen, die alle reaktionären Organe und Gesetze hinwegfegen, die diesen
Zustand aufrechterhalten. Es sind die nationalen Arbeiter_Innenklassen, die
diesen  Kampf  anführen  müssen,  indem  sie  Massendemonstrationen  mit
Massenstreiks unterstützen.

Deshalb fordern wird national und international:

Uneingeschränktes Recht auf Schwangerschaftsabbruch als Teil der
öffentlichen  Gesundheitsversorgung!  Abtreibungen  müssen  sicher
und  von  den  Krankenkassen  finanziert  sein!
Für uneingeschränkten und transparenten Zugang zu Informationen,
Ärzt_Innen und Kliniken!
Hände weg von unseren Körpern! Raus mit der Kirche und anderen



Religionen  aus  Gesundheitssystem  und  Gesetzgebung!  Für
Abschaffung aller kriminalisierender Abtreibungsparagraphen sowie
der Beratungspflicht!
Für  den  f lächendeckenden  Ausbau  an  Beratungs-  und
Behandlungsstellen!  Vollständige  Übernahme der  Kosten  für  eine
Abtreibung,  egal  in  welchem  Monat,  und  aller  Kosten  für
Verhütungsmittel  durch  den  Staat!
Für die Abschaffung von Fristen, bis zu denen abgetrieben werden
darf! Für die ärztliche Entscheidungsfreiheit, lebensfähige Kinder zu
entbinden!
Gegen  leibliche  Zwangselternschaft!  Der  Staat  soll  für  Kinder
aufkommen und sich um sie kümmern bzw. zur Adoption freigeben!
Adoptionsvorrang für leibliche/n Vater und/oder Mutter, falls sie das
Kind später großziehen wollen und dieses zustimmt!
Kostenlose Kinderbetreuung und Ausbau der sozialen Sicherung!
Für  den  Ausbau  von  Schutzräumen  für  Opfer  sexueller  Gewalt,
Schwangere und junge Mütter!

Spanien  –  Vorreiter  im
Abtreibungs-  und
Sexualstrafrecht?
von  Leonie  Schmidt  (REVOLUTION/  Gruppe  Arbeiter:innenmacht),  zuerst
erschienen in Neue Internationale 266, Juli/August 2022

Die seit 2020 amtierende neoreformistische Regierung im spanischen Staat,
bestehend aus sozialdemokratischer PSOE und linkspopulistischer Podemos,
hat in diesem Jahr einige Gesetzesänderungen auf den Weg gebracht, die
verschiedenste  Bereiche  der  geschlechtsspezifischen  Unterdrückung
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betreffen und künftig für mehr reproduktive Rechte und härtere Strafen bei
geschlechtsspezifischer Gewalt führen sollen.

Spanien scheint von außen oft eher konservativ und wird auch zuweilen als
Macho-Land  abgetan,  zumal  die  katholische  Kirche  gesellschaftlich  auch
noch sehr präsent ist.  In Sachen Antisexismus gibt  es jedoch schon seit
einiger Zeit ein Umdenken in den Parlamenten. Doch die fortschrittlichen
Gesetze kommen nicht von irgendwo her, sie wurden erkämpft.

Was ändert sich?
Besonders  auffällig  ist  das  gelockerte  Abtreibungsgesetz:  So  dürfen
Schwangere schon ab 16 Jahren ohne elterliches Einverständnis abtreiben,
Abtreibungen sind bis zur 14. Woche legal und die 3-tägige Bedenkzeit soll
ebenso abgeschafft  werden.  Außerdem müssen öffentliche Krankenhäuser
mit gynäkologischer Abteilung über fachkundiges Personal verfügen, welches
einen Abort durchführen kann.

Ferner wurde das Sexualstrafrecht verschärft,  und zwar gilt nun „Nur Ja
heißt Ja“, was eine fortschrittlichere Regelung ist als „Nein heißt Nein“, da
nun auch Täter für eine Vergewaltigung verurteilt werden können, deren
Betroffene sich nicht wehren oder äußern konnten, sei es aus Schockstarre
und  Angst  oder  Bewusstlosigkeit.  Dies  fiel  vorher  lediglich  unter  den
Straftatbestand der sexuellen Belästigung. Konkret heißt es nun im neuen
Gesetzesentwurf: Alle Handlungen, die „die sexuelle Freiheit einer anderen
Person verletzen“, gelten als Vergewaltigung und können für die Täter bis zu
15 Jahre Gefängnis bedeuten. Konservative kritisieren, dass es nun keine
Unterscheidung mehr zwischen Übergriffen und Vergewaltigungen gebe und
sehen die Unschuldsvermutung in Gefahr. Auch Catcalling wird nun strafbar
insofern, als jegliche Annäherungen in Form eines Flirts von allen Beteiligten
gewollt werden müssen und andernfalls als Straftatbestand gelten.

Neben diesen Verschärfungen wurde der sogenannte Periodenurlaub von bis
zu 3 Tagen monatlich nun eingeführt. Wenngleich das eine gute Idee ist, ist
der Name doch etwas missverständlich, denn in Spanien war es bisher erst
möglich, ab 4 Tagen Krankheit eine Lohnfortzahlung vom Unternehmen zu



erhalten. Daher wurde hier nur eine Lücke geschlossen. Spanien hat somit
als  erstes  europäisches  Land  den  Periodenurlaub  eingeführt.  Bisher
existieren derartige Regelungen vor allem im asiatischem Raum, bspw. in
Taiwan, Südkorea und China. Außerdem soll es nun endlich Verordnungen
zur Prostitution in Spanien geben. Diese ist nämlich weder verboten noch
legal, was vielen ein Dorn im Auge ist.

Wie kam es dazu?
Wie konnte es nun zu solchen fortschrittlichen Zugeständnissen kommen,
während  weltweit  ein  extremes  Rollback  gegen  Frauen  und  LGBTIA-
Personen im vollen Gange ist, insbesondere Abtreibungsrechte reihenweise
verschärft werden – siehe Polen und die USA. Hierfür sind mehrere Gründe
verantwortlich.  Einerseits,  wie  bereits  eingangs  erwähnt,  wurden  die
Gesetzesänderungen  maßgeblich  durch  die  Frauenbewegung  in  Spanien
erkämpft.  Diese  ist  ziemlich  stark,  zu  den  8.-März-Protesten  gehen
landesweit Millionen Menschen auf die Straße. Alleine in Barcelona waren es
2021 über 100.000 Personen.

Die Größe der Bewegung ist insbesondere historisch bedingt, denn während
in den späten 1960er und 1970er Jahren in den westlichen Industrieländern
der Kampf um Gleichberechtigung und sexuelle Befreiung erstarkte, war in
Spanien  noch  das  halbfaschistische  Regime  Francos  an  der  Macht,  in
welchem Frauen zu Kinder, Küche, Kirche verbannt waren. Erst 1978 wurde
ein Gesetzantrag zur Gleichstellung von Mann und Frau erwirkt, das Recht
auf  Scheidung gibt  es  erst  seit  1981.  Das kollektive Trauma dieser  Zeit
besteht fort und sorgt auch heute noch für größeres und kämpferischeres
Bewusstsein. Bereits in den späten 1990er Jahren konnte ein Gesetz durch
Massenproteste ins Rollen gebracht werden.

Diese formierten sich 1997 nach einem Femizid an einer Frau, Ana Orantes,
deren Mann sie ermordete, weil sie in einem Fernsehinterview über die 40
Jahre  häuslichen  Missbrauchs  durch  ihn  an  ihr  und  den  gemeinsamen
Kindern  sprach.  Sie  hatte  sich  zuvor  sogar  an  die  Polizei  gewandt,  15
Anzeigen  gestellt.  Doch  diese  wollte  ihr  nicht  helfen,  da  es  keine
entsprechenden Gesetze gab, die Frauen vor geschlechtsspezifischer Gewalt



schützten. Als die Scheidung nach über 10 Jahren endlich durchkam, musste
sie dennoch weiter mit ihm zusammen wohnen.

Die  damals  konservative  Regierung  unter  der  Partido  Popular,  einer
rechtskonservativen  Volkspartei,  sprach  von  einem  Einzelfall,  was  nicht
unbeantwortet blieb. Unter dem Motto „ Wir sind alle Ana“ gingen damals
Tausende auf die Straßen. Im Anschluss wurde 2004 ein erstes Gesetz auf die
Beine  gestellt,  welches  weitreichend  gegen  häusliche  Gewalt  ankämpfen
sollte.  Alleine  schon  die  Benennung  der  geschlechtsspezifischen  Gewalt
stellte  einen  großen  Schritt  nach  vorn  dar.  Außerdem  wurden
Spezialgerichte für die Verfolgung der Straftaten eingerichtet und Männer,
die Frauen Gewalt antun, werden nun durch das Gesetz stärker bestraft als
Frauen, die Männern etwas antun, oder Männer, die anderen Männern etwas
antun.  Seit  2007  wird  auch  jegliche  geschlechtsspezifische  Gewalttat
statistisch  erfasst,  was  in  Deutschland  bspw.  erst  seit  2015  der  Fall  ist.

Das „Ja heißt Ja“-Gesetz kam vor einem ähnlichen Hintergrund zustande:
Nach einer Gruppenvergewaltigung an einer 18-Jährigen durch 5 Männer
(welche ihr Opfer zusätzlich filmten) wurden die Täter nur wegen sexueller
Belästigung verurteilt, da sie das Opfer nicht schlugen oder bedrohten, und
sie  sich  nicht  wehrte.  Sie  bekamen  somit  nur  9  Jahre  Haft.  Jedoch
mobilisierten auch 2016 erneut die spanischen Feminist:innen gegen dieses
milde Urteil und erzwangen somit dessen Revision. Die Täter wurden nun
doch wegen Vergewaltigung verurteilt und sitzen eine 15-jährige Haftstrafe
ab. Das neue Gesetz soll auch zukünftig ähnliche Gerichtsurteile ermöglichen
und wurde somit de facto durch die Frauenbewegung in Spanien erkämpft.
Außerdem wirkte sich positiv aus, dass auch die Gewerkschaften mit der
feministischen Bewegung wahrhaft vernetzt sind und es sich bei vielen 8M-
Protesten  wirklich  um  Frauenstreiks  handelte,  welche  mit  Streikposten
einhergingen und nicht wie bspw. in Deutschland einen rein symbolischen
Charakter trugen.

Einige  Politikerinnen  und  Ministerinnen  der  Regierung  PSOE/Podemos
entstammen ebenfalls einer Tradition feministischer Proteste und haben sich
auch deswegen für diese Belange eingesetzt. Generell ist die reformistische
Regierung natürlich auch ein Grund für die Durchsetzung. In Krisenzeiten



gibt  es  zwar  klassischer  Weise  Rollbacks  gegen  Frauen  und  LGBTIA-
Personen,  aber  irgendwas  muss  die  linke  Koalition  trotzdem  der
mobilisierten Wähler:innenschaft anbieten. Dass es im Rahmen von Krieg,
Krise, Umweltkatastrophe und Pandemie nur wenig Spielraum gibt, ist klar.
Denn  ansonsten  ist  die  Regierung  eher  weniger  linksorientiert,  als  es
eventuell  scheinen  mag.  Die  Politik,  die  gefahren  wird,  ist  durchaus
arbeiter:innenfeindlich. So werden bspw. Streiks im Auftrag der Regierung
durch Polizei und Militär brutal niedergeschlagen. Insbesondere während der
Pandemie zeigten die Politiker:innen ihr wahres Gesicht. So sperrten sie die
Arbeiter:innen in ihren Stadtvierteln ein, diese durften sie nur verlassen,
wenn sie zur Arbeit fuhren.

Kritik an der Gesetzesänderung
Kritik gab es einige, sowohl aus feministischen Kreisen als auch von rechts.
Die Feminist:innen in Spanien sind stark beeinflusst von Andrea Dworkin,
welche  als  Radikalfeministin  insbesondere  eine  abolitionistische  Position
gegenüber der Prostitution einnahm. Sie sahen sich und das Anliegen eines
Sexkaufverbots in den neuen Entwürfen nicht gehört, denn das nordische
Modell wurde anfangs nicht eingeplant. Prostitution wurde 1995 in Spanien
entkriminalisiert, Zuhälterei ist allerdings strafbar. Anfang Juni wurde jedoch
ein Entwurf ins Rollen gebracht, der einem Sexkaufverbot gleichkommt: Das
vorgeschlagene Gesetz soll diejenigen bestrafen, die Prostituierte finanziell
ausbeuten, für ihre Dienste bezahlen oder wissentlich Räumlichkeiten für die
Ausübung der Prostitution zur Verfügung stellen. Wenngleich die PSOE in
Spanien  sich  für  dieses,  vom  „nordischen  Modell“  inspirierte  Gesetz
ausspricht,  so  ist  es  alles  andere  als  sicher  für  die  betroffenen
Sexarbeiter: innen,  denn  so  werden  sie  in  noch  unsicherere
Arbeitsverhältnisse  gedrängt  (ausführlicher  Artikel  zur  Frage siehe Neue
Internationale 257, Juli/August 2021). Beibehaltung der Entkriminalisierung,
die  Möglichkeit  für  sichere  und  kostenlose  Umschulungen  zum Ausstieg
sowie gewerkschaftliche Organisation der Sexarbeiter:innen wären aus einer
marxistischen Perspektive die deutlich sinnvolleren Mittel gewesen.

Interessant  ist  auch,  dass  diese  Frage  zu  einer  Spaltung  innerhalb  der
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Koalition geführt hat. Die PSOE arbeitet nun bzgl. des Gesetzesentwurfs mit
der  rechtspopulistischen  PP  (Partido  Popular)  zusammen,  während  sich
Podemos dagegen stellt, da er zu moralisierend wäre. Für die feministische
Partei  Spaniens  ist  der  Vorschlag  von  PSOE  und  PP  aber  dennoch  zu
unkonkret, sie fordert umfassendere Maßnahmen. Außerdem gab es Proteste
mit  bis  zu  7.000  Frauen,  die  sich  für  ein  abolitionistisches  Gesetz
aussprachen.

Auch wenn der Gesetzentwurf ansonsten einen wichtigen Schritt darstellt, so
bleibt  Sexismus eine strukturelle Unterdrückung im Kapitalismus,  welche
sich nicht einfach durch Gesetze wegreformieren lassen kann und so auch in
Spanien unter der linken Regierung bestehen bleibt:  Reproduktionsarbeit
wird auch hier weiterhin vornehmlich von Frauen ausgeführt.

Zugleich gibt  es  natürlich auch Kritik  von rechts  und aus konservativen
Kreisen. Die rechtsradikale VOX, drittstärkste Partei im Parlament, möchte
das Gesetz gegen geschlechtsspezifische Gewalt aus dem Jahr 2004 schon
länger abschaffen. Sie ist außerdem gegen die Legalisierung von Abtreibung.
Gegen  die  Veränderung  des  Abtreibungsgesetzes  gingen  auch  100.000
Konservative  auf  die  Straße,  unter  anderem  angestachelt  durch  die
Aufhebung  von  Wade  vs.  Roe  in  den  USA.

Wie weiter?
Auch  wenn  in  Spanien  wichtige  gesetzliche  Verbesserungen  errungen
werden konnten, so ist der Kampf längst nicht vorbei. Einerseits findet auch
innerhalb  der  Bewegung  ein  Kampf  zwischen  fortschrittlichen  und
reaktionären Richtungen (siehe die Frage der Prostitution) statt. Die PSOE,
aber auch wichtige Strömungen des Feminismus schrecken dabei auch vor
einer  Zusammenarbeit  mit  den  Konservativen  nicht  zurück.  Andererseits
macht  die  extreme  und  konservative  Rechte  gegen  alle  fortschrittlichen
Verbesserungen  weiter  mobil,  wie  die  Massendemonstrationen  der  VOX
verdeutlichen.

Die  enge  Verbindung  zwischen  den  feministischen  Streiks  und  der
gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter:innenklasse  war  jedoch  nicht  nur



entscheidend  dafür,  warum  wichtige  Verbesserungen  überhaupt
durchgesetzt werden konnten. Sie ist auch der einzige Weg zur Verteidigung
und  Ausweitung  dieser  Errungenschaften  und  zur  Schaffung  einer
proletarischen  Frauenbewegung  –  nicht  nur  in  Spanien,  sondern
international.

Oslo:  Kampf  der  LGBTIA-
Feindlichkeit
Redaktion, Juli 2022

In  Oslo,  der  Hauptstadt  Norwegens,  wurden am 25.6.22 zwei  Menschen
erschossen und 21 weitere verletzt. Der Zeitpunkt und Ort dieses Anschlages
war gezielt gewählt. Es war kein Zufall, dass in der Nacht vor der 40. Pride
Parade  in  Oslo  vor  dem  bekanntesten  LGBTIA  Club  der  Stadt  auf  die
Besucher_Innen vor Ort geschossen wurde. Wir trauern um die Ermordeten
und haben vollste Solidarität mit allen Betroffenen und Angehörigen.

Dieser  Anschlag  ist  wieder  einmal  ein  Angriff  auf  LGBTIA  Menschen
weltweit.  Ereignisse  wie  diese  zeigen  immer  wieder,  dass  sogar  selbst
aufgebaute „safe spaces“ in dieser Gesellschaft nicht wirklich safe sind. Sich
sicher zu fühlen und sich sicher bewegen zu können bleibt  ein Privileg,
solange  LGBTIA-Feindlichkeit  und  andere  Diskriminierungsformen  eine
Grundlage  in  dieser  Gesellschaft  haben.  Während  Teile  der  Presse  das
P r o b l e m  v . a .  i m  i s l a m i s t i s c h e n  T e r r o r  s e h e n  ( n a c h  d e r
Wohnungsdurchsuchung  beim  Verdächtigen  wurde  der  Anschlag  als
islamistisch eingestuft), sprechen auch die Maßnahmen, die Norwegen nun
trifft, für sich. Die offizielle Pride Parade wurde abgesagt oder zumindest auf
einen  unbestimmten  Zeitpunkt  verschoben,  dass  die  sonst  unbewaffnete
norwegische Polizei jetzt Waffen trägt, soll für mehr Sicherheit sorgen. Dabei
ist eigentlich bekannt, dass die (zumal bewaffnete) Polizei LGBTIA Menschen

https://onesolutionrevolution.de/oslo-kampf-der-lgbtia-feindlichkeit/
https://onesolutionrevolution.de/oslo-kampf-der-lgbtia-feindlichkeit/


selten Sicherheit gebracht hat. Die Norwegische Regierung, aber auch Olaf
Scholz  und  viele  Weitere,  betonten  ihre  Solidarität,  setzten  aber  einen
großen Fokus auf den „Kampf gegen den Terror“, der in der Vergangenheit
Rechtfertigung  für  anti-muslimischen  Rassismus  und  verschärfte
Überwachung  war.

Was sie allerdings nicht benennen, ist dass weder dieser Anschlag in Oslo
noch z.B. der Anschlag 2016 auf einen LGBTIA Club in Orlando zufällig und
zufällig zu dieser Zeit, an diesem Ort passierte. Weltweit war der Angriff auf
LGBTIA  Rechte  in  den  letzten,  von  Krisen  überladenen  Jahren  auch  in
westlichen  „freiheitlichen“  und  „demokratischen“  Ländern  enorm.  Homo-
und transfeindliche Gesetze reihten sich nicht nur unter Trump in den USA
aneinander, LGBTIA freie Zonen in Polen sind immer noch ein Ding und
Zustände  wie  in  Ungarn  sind,  entgegen  dem,  was  häufig  erzählt  und
berichtet wird, leider keine Ausnahme. Und auch wenn Politiker_Innen gerne
anderes  behaupten oder  die  Thematik  ignorieren,  sind  die  verbalen  und
physischen  Angriffe  auf  LGBTIA  Personen  über  die  letzten  Jahre  stark
angestiegen (über 1000 von der Polizei registrierte Straftaten, wer die Polizei
kennt, kann sich vorstellen, wie hoch die Dunkelziffer ist) und fast die Hälfte
der Deutschen gab 2019 an, sich in Gegenwart von trans Personen nicht ganz
wohl zu fühlen.

In diesem Kontext wirkt der Anschlag von Oslo nicht mehr plötzlich oder
überraschend,  sondern  wie  die  massiv  brutale  Spitze,  die  von  einem
weltumspannenden  Eisberg  getragen  wird:  dem  Kapitalismus.  LGBTIA
Arbeiter_Innen  in  Deutschland  sind  statistisch  seltener  am  Arbeitsplatz
geoutet,  über  30% erfahren  häufig  Diskriminierung  am Arbeitsplatz  und
weltweit  arbeiten  überdurchschnittlich  viele  von  ihnen  in  prekären
Arbeitsverhältnissen und leben in Armut. Besonders die Jugendlichen, denen
durch  Jugendunterdrückung  zusätzlich  Selbstbestimmung  und
Handlungsfähigkeit  genommen  wird,  sind  häufig  obdachlos.

Was hat der Kapitalismus mit dem Anschlag



von Oslo und den Reaktionen darauf zu tun?
Wer von Diskriminierung betroffen ist,  kann sich weniger aussuchen, wo
gearbeitet  werden  möchte.  Wenn  eine  Person  Schwierigkeiten  hat,  eine
Wohnung  zu  finden  oder  einen  Job  zu  bekommen,  wird  sie  auf  alles
zurückgreifen, was kurzfristig den Lebensunterhalt halbwegs sichert, auch
wenn das Überausbeutung bedeutet. So landen LGBTIA Menschen häufiger
in  prekären  Verhältnissen  und  unterbezahlten  Bereichen  wie  dem
Gesundheitssektor.  Sie  sind  billige  Arbeitskräfte.  Es  gibt  ein  Interesse
vonseiten der Kapitalist_Innen, dass dies bestehen bleibt. Außerdem stellt die
Existenz von trans Personen und nicht heteronormativen Familienentwürfen
die  bürgerliche  Familie  infrage,  bei  der  klassischerweise  die  Frau  die
unbezahlte  Reproduktionsarbeit  übernimmt.  Auch  diese  Auffassung  von
Familie  ist  im  Sinne  des  Kapitalismus,  da  die  Reproduktion  der  Ware
Arbeitskraft so ins Private gedrängt wird und die Kapitalist_Innen sich nicht
um sie kümmern müssen.

Es überrascht also auch nicht, dass Scholz und Co. nicht wirklich versuchen,
das  Problem  bei  der  Wurzel  zu  packen,  sondern  es  bei  leeren
Solidaritätsbekundungen belassen und nur auf islamistischen Terror zielen.
Denn andernfalls müsste man ja etwas an den bestehenden Verhältnissen
verändern. Statt LGBTIA-Befreiung auf jeder Ebene tragen norwegische Cops
jetzt auch noch Waffen. Tatsächliche Befreiung von LGBTIA Personen ist
verbunden mit der Loslösung von der bürgerlichen Familie, der Befreiung
von Frauen und der Befreiung der Welt vom Kapitalismus. Das müssen wir
begreifen, um nicht alleine, sondern geschlossen und gemeinsam für LGBTIA
Rechte und ein Ende der Gewalt auf die Straße zu gehen. Die Menschen in
Oslo haben einen Anfang gemacht, indem sie trotz der abgesagten Pride
Demo zu Tausenden auf  die  Straße gingen,  um zu zeigen,  dass  LGBTIA
Menschen nicht verschwinden und der Kampf weitergeht. Niemand schenkt
uns unsere Befreiung, schon gar nicht der bürgerliche Staat. Wir müssen und
werden sie uns erkämpfen!

Wir  fordern  alle  dazu  auf,  an  Gedenk-  und  Protestveranstaltungen
teilzunehmen  und  proletarische,  antikapitalistische  Perspektiven  in  die
LGBTIA-Kämpfe  und Bewegungen zu  tragen.  Für  ein  Ende jeder  Gewalt



gegen  LGBTIA  Menschen!  Für  die  Selbstbestimmung  von  LGBTIA
Jugendlichen!  Für  Schutz  vor  LGBTIA-Feindlichkeit  und  den  Aufbau  von
Selbstverteidigungskomitees  gegen  diese!  LGBTIA-Befreiung  statt
Regenbogenkapitalismus!  Kämpferische,  antikapitalistische  LGBTIA-
Bewegungen  in  Oslo  und  überall!

Ein paar Gedanken zum Fusion
Festival
Von Felix Ruga

Das Fusion Festival 2022 ist gefeiert. Nach 3 Jahren Wartezeit ging es in
Lärz  endlich  wieder  rund und wahrscheinlich  sind auch die  Letzten der
Feiergemeinschaft bald auf dem Heimweg. Ich selbst habe das Musik- und
Theaterfestival vor 6 Jahren letztmalig besucht. In der Zwischenzeit hat sich
weltweit gesellschaftlich, sowie politisch einiges verändert und auch mein
Leben hat sich gewandelt und meine Politisierung hat an Kontur gewonnen.
All das führt dazu, dass ich nun auch mit einem anderen Blick auf das Fusion
Festival  sehe und einige  meiner  Gedanken darüber  hier  mit  euch teilen
möchte. Die Schilderung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, aber
vielleicht ist sie dennoch interessant, auch für Leute, die noch nicht dort
waren.
Die Fusion-Veranstalter_Innen sahen es bis vor ein paar Jahren vor, dass man
für das Festival keine Werbung in den sozialen Netzwerken machen, sondern
diese nur durch Mund-zu-Mund-Propaganda weitergetragen werden solle,
aber  spätestens  mit  der  drohenden  Bullenpräsenz  2019  und  der
darauffolgenden Hinwendung zur Öffentlichkeit, hat sich das eh gegessen,
also seht es mir nach.

Warum aber jetzt hier der Bericht über ein Musikfestival? Die Fusion gehört
zu den größten und beliebtesten Projekten der radikalen Linken in der BRD
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und ist weit über die Bubble hinaus bekannt. Sie hat es geschafft, eine Masse
zu erreichen, in der sie ihre siebzigtausend Tickets nicht mehr einfach zum
Verkauf  preisgeben  kann,  sondern  stattdessen  verlost,  da  sie  ansonsten
innerhalb weniger Minuten vergriffen wären und jene mit gutem Internet
oder günstigen Arbeitszeiten schnell genug sind, während die anderen leer
ausgehen. So ein reges Interesse an linksradikalen Projekten ist schon etwas
Besonderes.  Auf  dem Festival  sind linke Inhalte und Werte in Form von
Symbolen,  Graffitis,  einigen  Bannern  und  der  allgemeinen  Ästhetik
zumindest sichtbar. Im Newsletter alle paar Monate stehen auch immer ein
paar einleitende politische Worte und es gibt eine Handvoll links-politisch
ausgerichteter Workshops. In den ersten Jahren meiner Fusion-Besuche hat
es mich wirklich begeistert, endlich mal in einer großen Masse zu sein, die
das Linkssein offen zeigt und feiert. Das Gefühl, unter Gleichen zu sein. Dass
hierdurch viele Menschen mit linken Symbolen und Ansätzen etwas Positives
verbinden werden. Und auch dieses Mal hat es mir wieder einen guten Vibe
gegeben.  Doch  dazu  hat  sich  eine  gewisse  Bitterkeit  gesellt,  dass  die
politische Sphäre des Festivals letztendlich flach bleibt. Die Fusion selbst
hält es auch für sich offen, wie viel Spaßveranstaltung und wie viel politische
Veranstaltung sie ist. Sie bezeichnet sich selbst ja als „Ferienkommunismus“,
also als kurze Auszeit vom Kapitalismus, in der man zumindest kurz Utopie
spielen kann, auch wenn dieser Vorsatz spätestens beim Geld an Theken und
den Tickets zerbricht. Ich muss mich immer wieder daran erinnern: Es ist
nun mal ein Festival und kein Protestcamp.

Doch irgendwie hatte ich die leise Hoffnung, dass sich die vergangenen Jahre
positiv auf das politische Niveau und die inhaltliche Ausrichtung ausgewirkt
haben  könnten.  Während  massig  neue  und  noch  nicere  Bühnen
hinzugekommen  sind  und  mittlerweile  überall  die  Soundsysteme  super
klingen (vor allem das auf der Turmbühne war zum Niederknien!), wirken die
dominanten politischen Inhalte wie auf dem Stand von vor 6 Jahren stehen
geblieben.  Versteht  mich  nicht  falsch,  ich  finde  den  Kampf  für  offene
Grenzen, gegen rassistische Polizeigewalt oder Objektifizierung weiblicher
Körper  absolut  richtig  und wichtig  und diese sollen bleiben und vertieft
werden. Auch, dass die Solidarität mit Rojava sehr sichtbar auf dem Festival
war,  war  gerade  im Hinblick  auf  den  drohenden  Angriff  Erdogans  sehr



sinnvoll. Doch andere brennende Fragen, wie der Krieg in der Ukraine oder
die  sich  entfaltende  wirtschaftliche  Krise,  inklusive  Inflation,  sowie  die
katastrophalen  Auswirkungen  der  Corona-Pandemie  und  der  mit  ihr
einhergehenden Politik, wurden nicht wirklich aufgegriffen. Im Newsletter
standen  glücklicherweise  ein  paar  Zeilen  dazu,  doch  diese  waren  leider
etwas uneindeutig und auf dem Festival selbst war das Thema kaum sichtbar.
Neben dem „FUCK FRONTEX“ noch ein fettes „NO PUTIN NO NATO“ über
dem  Haupttresen  hätte  ich  stark  gefunden.  Möglicherweise  ist  diese
politische Vorsicht durch die momentane Diversität an linken Positionen zu
erklären, drückt aber dennoch ein größeres Problem aus: Der Kulturkosmos
und das Projekt „Fusion Festival“ ist gerade auf der Idee begründet, über die
Feierkultur verschiedene linke Strömungen zusammenzubringen (Sozusagen
zu  FUSION-ieren).  Doch  in  immer  komplizierteren  gesellschaftlichen
Verhältnissen  wird  es  zunehmend  schwieriger,  sich  auf  linksradikale
Gewissheiten zu verlassen, wenn es um die Lösung der oben angesprochenen
Probleme geht. Gerade der Ukrainekrieg und die Coronapolitik haben die
gesellschaftliche Linke auf eine heftige Probe gestellt und zersplittert, sodass
keine gemeinsame Antwort hörbar wurde. Vor diesem Probleme stehen auch
die Kollektive rund um das Festival und den einzelnen Bühnen. Gerade hier
liegt  aber  auch  die  Chance,  durch  klare  Positionierungen  zu  aktuellen
Entwicklungen, die Diskussion über diese zu starten und linken Debatten
einen Raum zu öffnen.

Eine Frage, die sich mir beim Tanzen auf dem Querfeld sonntagmittags, also
schon mit der Heimfahrt im Nacken, ganz besonders gestellt hat: Was ist
eigentlich los, dass das vielleicht gehypteste Projekt der radikalen Linken in
der BRD gerade ein Projekt wie die Fusion ist? Dazu gibt es sicherlich so
viele Antworten wie Menschen, die sich auf ein Ticket für dieses Festival
bewerben. Die einfachste und unmittelbarste Antwort ist sicherlich, dass der
Kulturkosmos und alle Orgas drumherum auf jeden Fall  sehr gute Arbeit
dabei machen, ein wirklich geniales Festival auf die Beine zu stellen. Alle, die
nach einem Besuch bei der Fusion mal auf einem üblichen kommerziellen
Festival waren, werden verstehen, was ich damit meine. Dabei spielt eine
linke Haltung schon eine Rolle: Es wird nicht in jeder menschlichen Not eine
mögliche  Geldquelle  gesehen,  durch  ein  grundsätzlich  positives



Menschenbild werden einem viele Freiheiten gelassen und die Stimmung ist
weitestgehend  solidarisch  und  tolerant  gegenüber  allem,  worüber
Konservative  die  Nase rümpfen würden.  Doch ist  das  schon Politik?  Ich
denke,  eine  „Stärke“  gegenüber  allen  möglichen  anderen  Projekten  der
radikalen Linken ist es, dass das „Festival-Medium“ gerade keine politische
Haltung  voraussetzt  und  auch  nicht  notwendigerweise  nach  sich  zieht.
Dadurch werden linke Räume auch für Leute interessant und zugänglich, die
nicht bereits Teil der Szene sind. Hinzu kommt, dass linke Werte in eine
Form gepackt werden, die im Kapitalismus problemlos konsumierbar ist. Es
scheint,  als  gäbe es ein weit  verbreitetes Bedürfnis,  miteinander endlich
solidarisch und genussvoll zu sein. Dass die Welt mal geheilt ist von spitzen
Ellenbogen und Kettenstriemen. Wenigstens für ein paar Tage im Jahr. Und
dass dies auch Menschen anzieht, die normalerweise nicht so viel mit linker
Politik zu tun haben, verwundert mich nicht – schließlich betreffen uns die
kapitalistischen Besitzverhältnisse und ihre Folgen alle,  ob bewusst  oder
unbewusst. Ohne Zweifel ist ein Teil der Antwort auf die Frage: Die Fusion
kann  ein  Bedürfnis  befriedigen,  was  der  Kommerz  bisher  noch  nicht
befriedigen  konnte.  Mal  sehen,  was  da  noch  kommt.

Etwas verkatert fahre ich Sonntagnacht durch das verregnete Brandenburg
wieder zurück nach Berlin.  Beim inneren Ordnen der  vergangenen Tage
kommt mir nochmal die Frage von mittags auf. Und diese stellt eine weitere
Frage: Wie kommen wir zu Projekten, die ähnlich erfolgreich,  aber eben
keine Festivals sind, sondern politischer Ausdruck im eigentlichen Sinne?
Darauf kann ich jetzt hier keine schnelle Antwort geben, aber sicherlich wird
es eine Rolle spielen, dass man dazu in der Lage ist, dabei ein unmittelbares
Interesse befriedigen zu können. Und eine Bewegung, die Siege einfährt oder
den Eindruck erweckt, dies perspektivisch zu schaffen, würde das auf jeden
Fall  tun.  Nach  meinem  Ausstieg  am  Ostbahnhof  warte  ich  auf  meinen
Nachtbus.  In  etwas Entfernung schreit  minutenlang eine Frau sehr laut.
Scheinbar im Wahn, vielleicht auch im Recht. Eine Gruppe Bullen ziehen sich
ihre Quarzhandschuhe über und springen in ihre Wanne, die sich gleich auf
den Weg macht. Währenddessen streiten sich vor mir die Taxifahrer, wer nun
zuerst die wartenden Leute einlädt. „Ja“, denke ich mir, „eine Bewegung, die
Siege einfährt. Das wäre was.“



G7-Proteste  –  eine  nüchterne
Bilanz ist nötig
Wilhelm Schulz und Jaqueline Katharina Singh

Olaf  Scholz  und  Co.  feierten  den  G7-Gipfel  der  westlichen  Staats-  und
Regierungschefs  als  harmonische,  geradezu  weltoffene  Veranstaltung  für
Demokratie,  Menschenrechte,  soziale  und ökologische Vorsorge.  Ganz zu
offen war es dann natürlich doch nicht. Knapp 18.000 Polizist:innen wurden
zum Schutz des G7-Gipfels in der Region Werdenfelser Land (Oberbayern)
stationiert.  Es  glich  einem  Belagerungszustand.  Mit  Maschinenpistolen
ausgestattete Polizist:innen standen hinter Nato-Stacheldrahtzäunen, ständig
erfolgten  Polizeikontrollen,  Geschäfte  mussten  für  den Protest  schließen,
Autobahnabsperrungen wurden verfügt. Mindestens 170.000.000 Euro soll
allein der Polizeieinsatz gekostet haben.

Dessen Umfang entspricht dem von 2015, dem letzten G7-Gipfel in Elmau.
Trotz ähnlicher Anzahl erschien die Polizeipräsenz angesichts der schwachen
Mobilisierung stärker.

Allerdings besaß die Präsenz eine größere Akzeptanz in der Öffentlichkeit.
Schon während der Pandemie wurde polizeiliche Überwachung zunehmend
und weit über deren Bekämpfungsmaßnahmen hinaus verstärkt. Der Krieg in
der Ukraine dient zusätzlich als Rechtfertigung dieses Zustandes, zumal die
Politik von G7 und NATO zu einem „demokratischen“ Eingreifen verklärt
wird.

Eine  verschärftes  Polizeiaufgabengesetz,  ständige  Kontrollen,
Einschränkungen  der  Versammlungsfreiheit  bis  hin  zu  abstrusen
Fahnenregeln,  Flyerverboten,  Angriff  wegen  Verknüpfung  von
Transparenten, Polizeipräsenz bei linken Veranstaltungen im Vorfeld gehören
mittlerweile schon fast zum „Normalzustand“ der deutschen Demokratie, und

https://onesolutionrevolution.de/g7-proteste-eine-nuechterne-bilanz-ist-noetig/
https://onesolutionrevolution.de/g7-proteste-eine-nuechterne-bilanz-ist-noetig/


zwar nicht nur in Bayern oder bei G7-Gipfeln.

Sicherlich schüchterte die schon im Vorfeld angedrohte massive Repression
Menschen ein und wirkte demobilisierend. Das erklärt aber keineswegs die
enttäuschend geringe Beteiligung an allen Aktionen. Im Folgenden wollen
wir auf einzelne eingehen, um am Ende die Frage zu beantworten, worin die
zentralen Gründe für die schwache Mobilisierung lagen.

Großdemo mit 6.000 Teilnehmer:innen?
Die von den NGOs angekündigte „Großdemo“ mit Start und Ziel auf der
Münchener Theresienwiese blieb am Samstag, den 25. Juni, weit unter den
Erwartungen.  Die  Mehrheit  der  rund 6.000 Teilnehmer:innen wurde von
verschiedenen antikapitalistischen, antiimperialistischen, sozialistischen und
kommunistischen Gruppierungen mobilisiert. Die Masse der NGOs blieb aus.

Dabei hatten diese im Vorfeld die politische Ausrichtung der Demonstration
am 25.  Juni  an  sich  gerissen,  alle  politischen  Parteien  und  radikaleren
Gruppierungen aus dem Träger:innenkreis, der Festlegung des Aufrufes und
auch weitestgehend aus der Mobilisierung zur Demo gedrängt.

Dieses  bürokratische  und  undemokratische  Manöver  hatte  nicht  nur  die
Gesamtmobilisierung erheblich geschwächt und behindert. Der Verzicht auf
eine grundlegende Ablehnung der G7, das Ausweichen vor der Kriegsfrage
und die Anbiederung an die Mächte der Welt, die im Aufruf deutlich wurde,
erwiesen sich als politischer Rohrkrepierer.

Einige der NGOs und Gruppen der sog. Zivilgesellschaft dürften schon im
Vorfeld ihre Mobilisierung faktisch eingestellt haben. Andere wie Fridays For
Future scheinen sich selbst im Spannungsverhältnis zwischen Pressuregroup
der  grünen  Regierungspartei  und  sozialem  Faktor  auf  der  Straße  zu
zerlegen. So konzentrierte sich FFF auf eine Kleinstdemo am Freitag mit
einigen  100  Teilnehmer:innen,  die  unabhängig  von  anderen  Protesten
stattfand,  und  war  kaum  sichtbar  auf  der  Großdemo.

FFF mutierte von einer Streikbewegung zu einer Eventorganisation. Obwohl
es auf dem Papier Unterstützer:in der Gegenproteste war, konnte kaum von



einer öffentlichen Mobilisierung die Rede sein. Bis auf einzelne bekannte
Gesichter am Samstag und eine kleine eigene Aktion am Freitag mit knapp
300 Teilnehmer:innen war  FFF nicht  präsent.  Scheinbar  liegt  der  Fokus
aktuell  auf  einer  Unterstützung  der  Embargos  gegen  den  russischen
Imperialismus,  anstatt  die  eigene  Regierung  und  ihre  zerstörerische
Umweltpolitik  anzugreifen.

Auffällig war nicht nur, dass die NGOs zahlenmäßig gering vertreten waren,
sondern  auch  die  Abwesenheit  anderer  Parteien,  die  sonst  auf  solchen
Protesten anzutreffen waren. Während bei den letzten Gipfelprotesten auch
Teile  der  Grünen und sogar  der  SPD teilnahmen,  so  ist  ihr  Fernbleiben
einfach  durch  die  Einbeziehung  in  die  Ampelkoalition  sowie  die
Unterstützung  deren  Kurses  zu  erklären.  Ähnliches  gilt  auch  für  die
Gewerkschaften. Der sozialpartner:innenschaftlichen Anbindung an die SPD
wurde durch die Pandemie kein Abbruch getan und auch jetzt werden die
Kosten  des  Krieges  auf  dem  Rücken  der  Lohnabhängigen  stumm
mitgetragen. Vereinzelt sah man ver.di- und GEW-Mitglieder aus München,
aber eigene Blöcke oder gar Lautsprecherwagen waren nicht zu finden. Dies
ist  nicht  verwunderlich,  da  diese  bereits  während  der  Vorbereitung  mit
Abwesenheit glänzten.

Die NGOs haben in diesem Jahr die Spaltung der Gegenproteste erreicht. Sie
weigerten sich mit fadenscheinigen Argumenten, gemeinsam mit sämtlichen
Parteien  und  allen  subjektiv  revolutionären  Organisationen  sie  zu
organisieren.  Als  NGOs  dürften  sie  keinen  Widerstand  gegen  den  Staat
organisieren. Solche Argumente tauchen inmitten einer Krise der Linken und
Arbeiter:innenbewegung auf!

Warum galten diese Einwände bei vergangenen Gipfelprotesten nicht? Sie
stellen  nichts  anderes  dar  als  den Versuch,  den Widerstand konform zu
lenken und jene, die nach einer Perspektive gegen und nicht mit den G7
suchen,  ruhigzustellen.  Gesagt,  getan.  Das  Ergebnis  war  ein  doppeltes.
Einerseits  wurde  die  Desorganisation  der  Linken  dadurch  befeuert,
andererseits die Aussicht auf eine größere Mobilisierung bewusst aufs Spiel
gesetzt. Die Entscheidung, dass die G7 zu beraten statt zu bekämpfen sind,
liefert die Erklärung für diese Entwicklung. Die NGOs haben sich so als



Erfüllungsgehilfinnen  einer  gesamtgesellschaftlichen  Entwicklungstendenz
präsentiert. Die „Zivilgesellschaft“, für die sie einzustehen versuchen, stellt
eben nichts weiter als einen Hofstaat jener Klassengesellschaft voller sozialer
Gegensätzlichkeiten  dar.  Ebenjene  ist  es,  die  im  letzten  Jahrzehnt  nach
rechts rückte. Sich in ihrer Mitte zu positionieren, erzwingt die Bekämpfung
oder zumindest das Ausbremsen radikaler Kräfte. Der Fördertropf an dem sie
hängen,  bildet  die  materielle  Hintergrundfolie  einer  ideologischen
Kapitulation.

Wie verliefen die Aktionen?
Während die Hoffnungen im Vorhinein nicht allzu groß waren, so geriet die
Realität mit nur 6.000 Teilnehmer:innen noch bitterer. Als positives Moment
bleibt zu bemerken, dass sich die Demonstrierenden trotz ihrer inhaltlichen
Differenzen gegenüber der Polizeirepression solidarisch verhielten. Als die
Cops  ohne  ernsthaften  Grund  bei  der  Abschlusskundgebung  den
antikapitalistischen Block angriffen, solidarisierten sich die Sprecher:innen
von der Bühne dagegen und riefen die Polizei auf, sich zurückzuziehen. Sie
akzeptierten die Spaltung in „gute“ und „schlechte“ Demonstrierende nicht.

Man würde sich an der Stelle mehr wünschen, aber viel Besseres gibt es
auch nicht zu berichten.

Leider blieben auch die Aktionen in Garmisch selbst deutlich hinter jenen von
2015  zurück.  Dabei  haben  viele  Genoss:innen  und  Aktivist:innen  ihre
gesamte Energie dafür aufgebracht, ein Camp mit geringsten Ressourcen auf
die  Beine  zu  stellen.  Sie  haben  gekocht,  Nachtwachen  afgestellt,  ein
Workshop- und Kulturprogramm organisiert und einiges mehr. Doch leider
blieben Tausende fern. Das Camp trug eher den Charakter eines alpinen
Urlaubsprogramms als einer Koordinationszentrale des Kampfes gegen den
G7-Gipfel. Wenige hundert Menschen übernachteten vor Ort.

Die größte Aktion, die von ihm ausging, war die Demonstration am 26. Juni.
Das Bündnis „Stopp G7 Elmau“ rief dazu auf. Etwa 1.500 Teilnehmer:innen
folgten dem Aufruf. Dominiert wurde die Demonstration von verschiedensten
antiimperialistischen Kräften. Ihre Überrepräsentanz ist dabei nicht in erster



Linie Ausdruck ihrer Stärke, sondern, wie beschrieben, einer allgemeinen
Defensive. Teile der Demonstration wurden von der Polizei durchgehend im
Spalier „begleitet“. Bereits vor Beginn wurde deutlich, dass der Protest zu
nicht viel mehr als einem Ausdruck symbolischen Widerstands gegen den
Gipfel des Kapitals geraten würde.

Noch deutlicher wurde dieser rein symbolische Charakter am Montag, dem
27. Juni. An dem Tag nahmen zusätzlich 50 Personen unter Polizeigeleit an
einer  kleinen Protestkundgebung außerhalb der  Hör-  und Sichtweite  des
Gipfels  statt.  Die  Polizei  führte  erniedrigende  Leibesvisitationen  bei  den
Teilnehmer:innen  durch  und  agierte  dabei  übergriffig,  konfiszierte
Gegenstände wie Marker, die mit Sicherheit keinerlei Bewaffnungen oder
Ähnliches darstellen. Ebenso fand ein Sternmarsch statt. Aufgeteilt auf eine
Wanderroute und Fahrradtour nahmen 100 Teilnehmer:innen den Marsch in
die oberbayrischen Alpen auf.

Linke, Krise Globalisierung
Doch die zahlenmäßig schwachen Proteste gegen den G7-Gipfel sind freilich
nur die  Spitze des Eisbergs.  Unter  dem Wasserspiegel  verbirgt  sich der
desaströse Zustand der Linken und Arbeiter:innenbewegung in der heutigen
Zeit, die enorm zugespitzte proletarische Führungskrise eben.

Dieser wurde mittels Fokussierung auf Eventmobilsierungen wie „Blockupy“,
„Castor schottern“ oder „Tag X“ versucht zu überdecken. Angesichts der
heutigen Lage waren dies reine Heerschauen und Selbstbeweihräucherung
linker Organisationen, die sich in Stärkeposition wähnten. Sie waren reine
Symbolproteste. Aktivist:innen konnten sich an ihren Symbolen stärken oder
scheitern, aber sie erkämpften keine realen Verbesserungen für die Klasse
und  schafften  es  nicht,  inhaltliche  Differenzen  innerhalb  der  Radikalen
Linken  zu  klären.  Vielmehr  formten  diese  Stunts  eine  Fassade,  die  den
Zustand  der  Ratlosigkeit  zu  überdecken  versuchte.  Prominente  Beispiele
dafür bilden Interventionistische Linke und vor allem die Linkspartei.

Über  Jahre  blieben in  der  Deutschen Linken ernsthafte  programmatisch-
strategische  Debatten  zu  den  Aufgaben  gegen  den  vorherrschenden



Rechtsruck, den erstarkenden Nationalismus angesichts des aufkochenden
Kampfes um die Neuaufteilung der Welt und der Krise aus. So wie viele
während der Pandemie darauf hofften, dass diese an ihnen vorbeiginge, ohne
darauf eine politische Antwort geben zu müssen, so flehen andere wiederum,
dass der Krieg um die Neuaufteilung der Welt bald vorbei sein möge.

Fast schon folgerichtig war die Interventionistische Linke auf keiner einzigen
Blockade oder Demonstration als Kraft sichtbar. Die Linkspartei schaffte es,
ihren Krisenparteitag parallel zum Gipfel stattfinden zu lassen und nur in
kleinster Form ihres bayrischen Landesverbandes aufzutreten. Selbst dieser
war ein Schatten seiner selbst.

Während manche Kräfte das Fernbleiben dieser Akteur:innen als Fortschritt
feiern, das den Protest „radikal“ erscheinen lasse, ist die Realität doch eine
andere.  Durch  die  geringe  Mobilisierung droht  der  Gegenprotest,  in  die
Bedeutungslosigkeit zu schwinden und mit ihr die Debatte um den Inhalt.

Für eine Strategie- und Aktionskonferenz
Das Fernbleiben dieser Kräfte ist dabei Resultat ihrer eigenen Schwäche. Die
unzählbaren Krisen, die Veränderung unserer Kampfbedingungen in Zeiten
der Pandemie und Kriegseuphorie zeigen auf, dass die reine Fokussierung
auf einzelne Aspekte reine Feuerwehrpolitik bleibt. Sie weicht der Frage aus,
wie  dieser  Totalität  des  Elends  ein  Ende  gesetzt  werden  kann.  Noch
schlimmer: Sie leugnet deren Notwendigkeit. Somit kam und kommt es zum
Unterordnen  unter  die  jeweiligen  Führungen  der  Bewegungen,  seien  es
bürgerliche Kräfte bei der Umweltbewegung bzw. gegen Rechtsruck oder
ökonomist i sche  Nachtrabpol i t ik  be i  gewerkschaf t l i chen
Auseinandersetzungen.

Damit wurde nicht nur verpasst, Kämpfe erfolgreich zu führen, sondern auch
aus Niederlagen zu lernen.

Angesichts  dieser  schwachen  Mobilisierung  ist  zu  diskutieren,  welche
Aufgaben  sich  Internationalist:innen,  Antiimperialist:innen  und
Antikapitalist:innen in  dieser  Zeitenwende stellen,  um zumindest  größere



Teile der Avantgarde der Arbeiter:innenklasse gegen die Neuorientierung
der  westlichen  Imperialismen  im  Kampf  gegen  die  russischen  und
chinesischen  Widersacher  programmatisch  und  praktisch  in  Stellung  zu
bringen. Es ist Aufgabe der teilnehmenden Organisationen, einen offenen
Austausch um die Kampfperspektive inmitten der Defensive zu führen. Wir
brauchen eine Strategie- und Aktionskonferenz im kommenden Herbst. Wir
richten diesen Appell insbesondere, aber natürlich nicht nur an jene Kräfte,
die an der Demonstration teilgenommen haben: DKP, SDAJ, MLPD, REBELL,
Föderation  klassenkämpferischer  Organisationen,  Zora,  Perspektive
Kommunismus, Atik, Young Struggle, Neue Demokratische Jugend, Partizan,
Atif,  Kuhle  Wampe,  Karawane,  Klasse  gegen  Klasse,  die  Sozialistische
Alternative.

Amber Heard vs. Johnny Depp –
Was der Gerichtsprozess zweier
Megastars  mit  der  weltweiten
feministischen  Bewegung  und
dem Patriarchat zu tun hat
Von Leonie Schmidt

In den letzten Wochen führten Johnny Depp und Amber Heard vor den Augen
der Welt einen Prozess zum Thema häuslicher Gewalt in deren Ehe. Für die
Öffentlichkeit war schon vor Beginn klar, dass Heard die Täterin sei und der
Hashtag #justiceforjohnny trendete in allen möglichen sozialen Netzwerken.
Wir wollen uns in diesem Beitrag nicht abschließend auf eine Seite stellen,
möchten aber beleuchten, wo wir im Prozess selber ungeklärte Fragen sehen
und insbesondere, inwiefern dieser Prozess richtungsweisend für zukünftige,
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ähnliche  Fälle  ist.  Denn  eigentlich  müsste  uns  so  ein  Prozess
millionenschwere Celebrities wenig interessieren. Doch er ist ein Symbol für
das weltweite Rollback gegenüber Frauen und LGBTIA-Personen. Nicht nur
der Prozess selber und das gefällte Urteil, auch die Reaktionen insbesondere
im Netz zeichnen ein klares Bild.

Hintergründe des Prozesses
n dem Prozess selber ging es nicht, wie von vielen angenommen, um die
Frage, wer in der Beziehung von Heard und Depp mehr Gewalt ausgeübt hat
und  den  manipulativeren  Part  ausgeführt  hat,  sondern  darum,  ob  Depp
überhaupt jemals Gewalt gegen Heard ausgeübt hat. Diese hatte das nämlich
in einem anonymen Artikel geschrieben, welcher 2018 in der Washington
Post  veröffentlicht  wurde.  Daraufhin  verklagte  Depp  die  britische
Boulevardzeitung  „The  Sun“,  welche  ihn  in  einem  Artikel  bzgl.  Heards
anonymen  Berichts  als  „Frauenschläger“  bezeichnete.  Im  damaligen
(britischen) Gerichtsprozess wurde Depp in 12 von 14 Anklagepunkten der
häuslichen  Gewalt  schuldig  gesprochen.  Da  er  damals  aber  nicht  Heard
sondern nur die Zeitung verklagte, konnte er in diesem Jahr gegen sie in den
USA vor Gericht ziehen.

Ein fairer Prozess?
Wenngleich die Jury in den USA von der Öffentlichkeit abgeschirmt wird, um
dafür  zu  sorgen,  dass  keine  Meinungsbildung  manipuliert  werden  kann,
wurde bereits vor Prozessbeginn mächtig Stimmung im Netz gegen Amber
Heard  gemacht.  Die  „crazy  ex  Girlfriend“-Rhetorik  wurde  immer  wieder
ausgegraben. Beweise von Heard wurden von den Richtern nicht zugelassen
(bspw. medizinische Dokumente, die ihre Verletzungen über einen Zeitraum
seit 2012 dokumentieren) und trotz ihres Erfolgs und Status‘ zeichnet sich
ganz klar  ab,  dass sie  weniger Geld für ihr  Anwaltsteam locker machen
konnte. Auch wurde sie bereits mit Morddrohungen bombardiert und wir
können uns sicher sein, dass das mit jedem passiert, der für sie aussagt, de
facto zum Beispiel mit ihrer Schwester. Auf der anderen Seite haben wir
Johnnys Zeugen,  viele  aus seinem beruflichen Umfeld,  die  natürlich ihre



Karriere  in  Hollywood  nicht  gefährden  wollen.  Des  Weiteren  darf  der
Altersunterschied nicht außenvorgelassen werden, Amber war Mitte 20 zu
Beginn  ihrer  Beziehung,  Johnny  bereits  Ende  40.  Ebenso  war  er  stark
drogen- und alkoholabhängig, wobei der Rausch durchaus zu Gewaltexzessen
führen kann, an die man sich möglicherweise nicht mehr erinnern kann. Es
existieren Mitschnitte, aber auch die können natürlich manipuliert sein, nicht
per  se  durch  den  Schnitt,  aber  wenn  eine  Partei  sich  zur  Aufnahme
entscheidet  und die andere nicht  davon weiß,  kann sich die  Person,  die
aufnimmt, anders verhalten und somit in ein besseres Licht rücken. Hinzu
kommt, dass Johnny Depp mit anderen mutmaßlichen Tätern gut befreundet
ist,  bspw.  Marilyn  Manson  und  Roman  Polanski.  Ebenso  wurden  Chat-
Verläufe  mit  Vergewaltigungs-  und  Mordfantasien  von  Depp  gegenüber
Amber  Heard  öffentlich,  welche  auf  eine  misogyne  Grundeinstellung
schließen  lassen  können.

Im Prozess konnte geklärt werden, dass auch Amber gewalttätig gegenüber
Johnny  war,  aber,  was  viele  nicht  sehen  wollen,  die  Frage  des
Machtverhältnisses innerhalb der Beziehung und vor allem der Kontext für
die Gewalt bleibt ungeklärt. Es ist nicht ungewöhnlich, dass bei Betroffenen
häuslicher Gewalt auch mal alle Stricke reißen nach jahrelangem Missbrauch
und  sie  wortwörtlich  zurückschlagen.  Das  wird  auch  als  reactive  abuse
bezeichnet, ist ein natürlicher Verteidigungsmechanismus des Körpers auf
Situationen,  die  als  lebensbedrohlich  wahrgenommen  werden  (Stichwort
fight or flight) und ist schon bei vielen Betroffenen aufgetreten. Ob das in
diesem Fall so war, können wir aus unserer aktuellen Position heraus nicht
bewerten. Aber auch ein bürgerliches Gericht kann und will  diese Frage
nicht  ausdifferenzieren.  Dafür  müssten  nämlich  noch  weitere
gesellschaftliche Hintergründe mit einbezogen werden: das Patriarchat.

Was hat das Patriarchat jetzt damit zu tun?
Das Patriarchat und die Klassengesellschaft gehen Hand in Hand und prägen
unser  Leben.  Es  sorgt  für  die  Unterdrückung  von  Frauen  und  queeren
Personen, drückt uns in Rollenbilder, um die bürgerliche Familie und somit
die Reproduktionsarbeit ins Private zu drängen und aufrecht zu erhalten.



Und  es  macht  es  Betroffenen  geschlechtsspezifischer  Gewalt  besonders
schwer,  gegen die  Täter  vorzugehen.  Besonders  stark  zeigt  sich  dies  in
Fällen sexualisierter Gewalt, wo die Dunkelziffer und die verurteilten Täter
unfassbar  stark  auseinander  gehen.  Aber  auch  die  Reaktion  der
Öffentlichkeit hat etwas damit zu tun. Im Fall Heard vs. Depp wurde Amber
Heard vorgeworfen, sich nicht wie ein richtiges Opfer häuslicher Gewalt zu
verhalten,  sie  habe  geschauspielert.  Allein  die  Vorstellung,  ein  Opfer
patriarchaler Gewalt müsse sich auf eine bestimmte Art und Weise verhalten,
ist  zutiefst  misogyn.  Hinzu kommt die Hetze,  welcher sie sich ausliefern
muss. Wie schon so oft bewiesen, bekommen Täter in Hollywood nicht einmal
ansatzweise so viel  Hass ab,  wenn überhaupt.  Aber auf  Plattformen wie
Tiktok wurde sich über sie und ihre Aussagen, in welcher sie auf potentiell
retraumatisierende Art und Weise den Missbrauch schildert,  wortwörtlich
das Maul zerrissen. Die Kommentare bezogen sich aber nicht nur darauf,
sondern  auch  auf  ihr  Aussehen,  ihre  schauspielerische  Tätigkeit,  ihre
mentale Gesundheit und außerdem ignoriert der wütende Internet-Mob, dass
auch Depp in diesem Prozess ebenfalls schuldig gesprochen wurde.

Mentoo oder Metoo?
Johnny  Depp  gilt  aktuell  als  Paradebeispiel  für  männliche  Betroffene
häuslicher Gewalt. Es ist richtig und wichtig, dass auch Feminst_Innen sich
einsetzen müssen für Männer, die Gewalt in Beziehungen erleben. Dass diese
oft  belächelt  werden,  weil  sich  so  ein  „richtiger  Mann“  nicht  verhalten
würde, ist ein Fakt und zu kritisieren (und ebenfalls in den patriarchalen
Rollenbildern  verwurzelt).  Doch trotzdem sind  Frauen in  heterosexuellen
Beziehungen viel  öfter  Gewalt  (und besonders  schwerwiegender  und vor
allem  oftmals  auch  tödlicher  Gewalt)  von  Männern  ausgesetzt  und  der
Gerichtsprozess führt nicht dazu, dass männliche Opfer im großen Rahmen
gestärkt werden, sondern vor allem, dass männliche Täter ihre weiblichen
Opfer besser zum Schweigen bringen können. Incels pochen bereits darauf,
wie großartig der Ausgang doch sei, dass sie jetzt ein Paradebeispiel haben,
welches  beweist,  dass  Frauen  sich  ihren  Missbrauch  für  ein  bisschen
Aufmerksamkeit, Erfolg und Geld einfach nur ausdenken würden. Marilyn
Manson zum Beispiel  plant  nun ebenfalls,  seine Ex Rachel  Wood wegen



Verleumdung zu verklagen. Aber es bleibt nicht bei den prominenten Fällen.
Fakt ist: es gibt jetzt einen Präzedenzfall, bei dem selbst die Aussage, man
habe häusliche und/ oder sexualisierte Gewalt erfahren, ohne den Namen des
Täters zu nennen, schon als Verleumdung und somit Straftat gilt. Leider ist
das Urteil jedoch nicht verwunderlich, denn Rechte von Frauen und LGBTIA-
Personen werden in den letzten Jahren immer wieder angegriffen, erkämpfte
Rechte zurückgenommen – wie aktuell auch ebenfalls in den USA: die Frage
nach  der  körperlichen  Selbstbestimmung  bezüglich  Verhütung  und
Abtreibung. Das Rollback kommt nicht einfach so, es ist eng verwurzelt mit
der Wirtschaftskrise, in welcher wir uns aktuell wieder einmal befinden.

Unsere Perspektive
Wir glauben nicht,  dass der bürgerliche Staat in der Lage ist,  Fälle von
häuslicher und sexualisierter Gewalt angemessen aufzuklären, daher fordern
wir:

Unabhängige Gremien bestehend aus Arbeiter_Innen, gesellschaftlich
Unterdrückten und Jugendlichen zur Aufklärung dieser Taten und zur
Entscheidung über Konsequenzen und mögliche Aufarbeitungen
ständige  Thematisierung  von  Konsens  und  Aufklärung  über
geschlechtsspezifische  Gewalt  in  Schule  und  der  gesamten
Gesellschaft
Ausbau von Beratungsstellen und Zufluchtsorten für Betroffene von
Beziehungsgewalt
Aufbau von Selbstverteidigungskomitees für FLINTA

Zwei längere Texte, in welchen wir uns ausführlich damit beschäftigen, wie
wir gegen sexualisierte Gewalt kämpfen wollen, findet ihr hier:

Was tun mit all den Tätern?

Kampf gegen sexuelle Gewalt an Frauen: abseits des Staats, gegen ihn
oder mit ihm?

https://onesolutionrevolution.de/was-tun-mit-all-den-taetern/
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Die Rückkehr der Inflation
Bei Inflation geht es um eine allgemeine und längerfristige Steigerung der
Preise, die nicht nur einen bestimmten Sektor, sondern wesentliche Bereiche
sowohl für den Massenkonsum als auch für Investitionsgüter betrifft.  Die
Preissteigerungen fressen ein tiefes Loch in unsere Geldbeutel oder Konten.
Längst  können  die  geringen  Lohnzuwächse  und  Rentenerhöhungen  die
Einkommensverluste nicht mehr auffangen. Betraf hohe Inflation bis vor der
Pandemie  und  der  globalen  Rezession  vor  allem  die  Menschen  in  den
Ländern des „globalen Südens“, also den von den führenden kapitalistischen
Mächten und deren Kapitalen beherrschten Staaten, so ist sie längst zum
Alltag für die gesamte Arbeiter_Innenklasse auch in den imperialistischen
Ländern  geworden.  Der  Krieg  um  die  Ukraine  wirkt  dabei  als
Brandbeschleuniger.

Die bisherigen Zahlen

Die Preise für Waren insgesamt erhöhten sich von März 2021 bis März 2022
um 12,3 %. Damit liegen sie höher als der Verbraucherpreisindex. Besonders
stark stiegen die Preise für Energieprodukte, die im März 2022 um 39,5 %
über dem Niveau des Vorjahresmonats lagen. Den zweiten Faktor, der zur
aktuellen Inflation beiträgt, sind die Preise für Nahrungsmittel. Sie erhöhten
sich im März 2022 gegenüber dem Vorjahresmonat um 6,2 %. Besonders
betroffen sind Gemüse und Speiseöle.

Wieso gab es bis vor kurzem scheinbar keine Inflation?

In den 2000er Jahren sank die Produktivität der Weltwirtschaft, was sich u.a.
in  der  Bildung  von  Finanzblasen  (beispielsweise  im  Immobilienmarkt)
auszeichnete. Als diese Blase 2008 platzte und eine weltweite Finanzkrise
auslöste,  konnte  diese  nur  mit  einer  extremen  Senkung  der  Zinsen
abgefangen werden. Eine Ausdehnung der Kredite und damit der Geldmenge
führt normalerweise zu einer Inflation. Dies war aber in den 2010er Jahren
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aus folgenden Gründen nicht der Fall:

Senkung des Werts der Waren infolge von Produktivitätssteigerung,
Ausdehnung des  Welthandels  und des  Kapitalexportes  (Stichwort:
Wachstumsmotor China)
Stagnat ion  der  Löhne  und  E inkommen  während  der
„Antikrisenpolitik“ auch in den kapitalistischen Zentren.
Sicherung  der  Anlagen  überschüssigen  Finanzkapitals  in  den
imperialistischen  Zentren  und  damit  schon  vor  der  Coronakrise
Abfluss aus den sog. Schwellenländern.

Der  letzte  genannte  Punkt  sorgte  dafür,  dass  die  Inflation  in  Ländern
außerhalb der kapitalistischen Zentren bereits vor der Coronakrise voll da
war.

Inflation is here to stay

Doch  die  der  Inflation  entgegenwirkenden  Faktoren  sind  aus  mehreren
Gründen praktisch erschöpft. Erstens hat sich der Weltmarktzusammenhang
weiter verändert. Die infolge von Corona synchronisierte globale Rezession
hat  nicht  nur  massive  Finanzmittel  erfordert  und  die  Verschuldung  von
Staaten  und  Unternehmen  dramatisch  gesteigert.  Das  Ausbleiben  eines
raschen und deutlichen Aufschwungs führt nun dazu, dass die Verschuldung
und auch Ausdehnung von Unternehmen, die ohne Finanzhilfen eigentlich
längst bankrott sein müssten, die gesamtwirtschaftliche Produktivität und
damit auch die Profitraten und die Akkumulation drücken.

Hinzu kommt, dass infolge von Corona bis heute Zulieferketten unterbrochen
sind, Mangel an Rohstoffen und Vorprodukten beeinträchtigen zusätzlich die
Produktion und dämpfen damit die Profite. China fällt als Wachstumsmotor
aus, Handelskriege und Protektionismus werden ebenso zur Normalität, wie
die  Zurückverlegung  von  Produktionsketten  in  die  imperialistischen
Kernländer. Der Krieg um die Ukraine, der Kampf um die Neuaufteilung der
Welt  und  die  Tendenz  zur  Blockbildung  (Deglobalisierung)  wirken
unmittelbar  verschärfend  auf  diese  Entwicklung.

Sollte es nicht zu einem raschen und starken Wachstum, fußend vor allem



auf  steigenden  Investitionen,  kommen,  droht  tatsächlich  auch  in  den
imperialistischen Zentren die  Rückkehr  der  Stagflation (Kombination von
Stagnation und Inflation, die einander wechselseitig verstärken).

Für die Massen führt die sinkende Kaufkraft zu einer Einschränkung ihrer
Konsummöglichkeiten.  Die  ärmeren,  schlechter  bezahlten  und  sozial
unterdrückten  Teile  der  Klasse  sind  hiervon  besonders  hart  und  rasch
betroffen,  also  prekär  und/oder  Teilzeitbeschäftigte,  Aufstocker_Innen,
Arbeitslose,  Rentner_Innen,  Jugend,  Frauen,  Migrant_Innen,  Geflüchtete.
Wenn  nicht  erfolgreiche  Lohnkämpfe  geführt  werden,  kann  die
Kapitalist_Innenklasse ohne den Lohn auf dem Papier senken zu müssen eine
Erhöhung der Ausbeutungsrate durchsetzen.

Deutsche Gewerkschaften und ihre Antwort

Hier machen sich die geringen Abschlüsse – also faktisch Lohnverzicht – der
letzten Jahre und in der Regel extrem lange Laufzeiten von 2 Jahren und
mehr dramatisch bemerkbar. Noch dramatischer ist jedoch die Lage für alle
Lohnabhängigen,  die  nicht  beschäftigt  sind:  Die  Renten  sind  mit  5,5  %
weniger als die Inflation gestiegen. Gleiches gilt für Sozialleistungen oder
den Mindestlohn.

Die  Gewerkschaftsbürokratie  gibt  ebenso  wie  die  Spitzen  von  SPD  und
Linkspartei  auf  diese  Entwicklung  keine  Antwort.  Ihr  ganzes  politisches
Repertoire  besteht  darin,  leere  Appelle  an  den  Staat  und  die
„Sozialpartner_Innen“  zu  richten.  Vom  Bruch  mit  der  Routine  des
Tarifrundenrituals,  selbst  von  der  allgemeinen  und  koordinierten
Aufkündigung der bestehenden Verträge, wollen sie nichts wissen – schon
gar  nicht  von  einem  politischen  Kampf  und  politischen  Streiks  für  alle
Lohnabhängigen.  Und  das,  obwohl  (oder  weil?)  die  allgemeine
Preissteigerung  die  Unzulänglichkeit  und  Untauglichkeit  der
sozialpartnerschaftlichen  und  rein  tarifpolitischen  Antwort  des
Gewerkschaftsapparates offenbart. Für die Masse der Arbeiter_Innenklasse
führt sie unwillkürlich zu Verzicht und massivem Verlust an Kaufkraft.

Welche Antwort?



Dabei  käme den Gewerkschaften eigentlich eine Schlüsselrolle  im Kampf
gegen die Preissteigerungen zu. Die Millionen organisierten Arbeiter_Innen
stellen jene unverzichtbare Kraft dar, die ein Programm durchsetzen kann,
das verhindert, dass die Inflation auf die Lohnabhängigen abgewälzt wird.
Dazu müssen folgende Forderungen erkämpft werden:

Automatische Anpassung der Löhne,  Gehälter,  Einkommen an die
Preissteigerung.  Diese  muss  von  Kontrollausschüssen  der
Beschäftigten,  Gewerkschaften,  Rentner:innen  und  Erwerbslosen
kontrolliert  werden.
Finanzierung  durch  massive  Besteuerung  von  Vermögen  und
Unternehmensgewinnen.  Al le  Enteignungen  müssen
entschädigungslos und unter Arbeiter_Innenkontrolle stattfinden zur
Reorganisation  der  Produktion  im  Interesse  der  Massen  und
ökologischer  Nachhaltigkeit.

Tari fkämpfe  sol l ten  als  Mittel  genutzt  werden,  um  massive
Entgelterhöhungen  möglichst  branchenübergreifend  durchzusetzen  und
Kampforgane aufzubauen.  Doch sie  reichen nicht.  Sie  müssen als  Mittel
verstanden werden, alle Lohnabhängigen für einen gemeinsamen politischen
Klassenkampf, letztlich für einen politischen Massenstreik zu sammeln. Diese
Bewegung muss sich auf Aktionskomitees in den Betrieben, Büros, aber auch
in  den  Stadtteilen  und  Gemeinden  stützen,  um  auch  Arbeitslose  und
Rentner_Innen,  Jugendliche  und  Studierende  zu  einer  Kampfeinheit  zu
formieren.

Inflation, Stagnation und Krise gehen Hand in Hand. Ihre Lösung erfordert
die  Verbindung  der  Mobilisierung  gegen  Preissteigerungen  mit  der
Eigentumsfrage und der sozialistischen Umwälzung. In diesem Rahmen erst
ergeben  Übergangsforderungen  wie  die  gleitende  Skala  der  Löhne
(automatische Anpassung an die Inflation) und Arbeiter_Innenkontrolle ihren
eigentlichen Sinn – als Schritte im Kampf für eine zukünftige Gesellschaft.



Markiert  der  Ukrainekrieg
wirklich  eine  Zeitenwende  der
kapitalistischen Gesellschaft?
Von Jonathan Frühling

Olaf Scholz verkündet in seiner Grundsatzrede am 27. Februar 2022 vor dem
Bundestag,  dass  mit  dem  Ukrainekrieg  eine  Zeitenwende  unserer
Gesellschaft  und Wirtschaft  eingeleitet  wurde.  Doch was meint er damit,
bzw. was meinen Revolutionär_Innen, wenn sie heute davon sprechen, dass
der Kapitalismus in eine neue Phase eingetreten ist?

Grundlagen

Zunächst einmal ein paar grundsätzliche Dinge: Wir leben im Kapitalismus,
d.h. einer Wirtschafts- und Gesellschaftsform, in der die Produktionsmittel
(Firmen,  Grund  und  Boden  und  Immobilien)  in  Privatbesitz  sind.  Diese
Privatbesitzer_Innen  lassen  Arbeiter_Innen  an  ihren  Produktionsmitteln
arbeiten und beuten diese so für ihren Profit aus. Der Staat organisiert und
verteidigt  dieses  System.  Seit  Konzerne  international  agieren  und  die
gesamte  Welt  untereinander  aufgeteilt  haben,  sind  wir  zudem  mit
Weltwirtschaftskrisen  und  Weltkriegen  konfrontiert.  Die  Phase  des
Imperialismus  war  angebrochen.  Daran  hat  sich  seit  Beginn  des  20.
Jahrhunderts  nichts  wesentlich  geändert.

Trotzdem ist  die  Behauptung,  dass  es  Krieg  und  Krise  ja  schon  immer
gegeben habe und sich alles schon wieder verbessern werde,  falsch und
gefährlich.  Natürlich bewegt sich das kapitalistische System in dem hier
angedeuteten  Rahmen.  Jedoch  bleibt  die  Zeit  natürlich  nicht  stehen.
Vielmehr  unterliegt  der  Kapitalismus  als  ein  System  von  extremen
Widersprüchen  zwangsläufig  einer  Entwicklung  (wenn  auch  nicht  zum
Guten).  Die Entwicklung in der momentanen Phase soll  hier verdeutlicht
werden.
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Inflation

Inflation bezeichnet die langfristige Steigerung der Preise in den meisten
Sektoren der Wirtschaft. Während Inflation in den Halbkolonien schon lange
ein  Problem ist,  schien  sie  in  den  imperialistischen  Ländern  lange  Zeit
verschwunden zu sein.

Diese  Entwicklung  ist  jedoch  endgültig  vorbei.  Durch  die  Rezession
(Rückgang der Wirtschaftsleistung) zu Beginn der Coronapandemie stieg die
Staats-  und  Unternehmensverschuldung.  Das  Ausbleiben  eines  Booms
danach sorgt jetzt dafür,  dass die Verschuldung die Wirtschaft allgemein
hemmt. Zudem sind die Lieferketten nach wie vor beeinträchtigt, weshalb
Produkte nicht zum selben Preis wie vor Corona gefertigt werden können.
Auch  China  fällt  diesmal,  anders  als  nach  der  letzten  Wirtschaftskrise
(2007/8)  aufgrund  von  Coronaausbrüchen  und  eigenen  wirtschaftlichen
Problemen als  Wachstumsmotor  aus.  Handelskriege,  Protektionismus und
Blockbildung  (z.B.  in  Folge  des  Ukrainekrieges)  sorgen  für  eine  De-
Globalisierung,  welche  zusätzlich  verschärfend  auf  die  Inflation  wirkt.

Wahrscheinlich  stehen  wir  am  Anfang  einer  Stagflation,  also  einer
Kombination von Stagnation (Stopp des Wirtschaftswachstums) und Inflation,
welche sich gegenseitig verschärfen. Für die Masse der Bevölkerung führt
die Inflation zu einer massiven Senkung ihrer Kaufkraft.  Arme Menschen
werden  davon  besonders  stark  betroffen.  Die  Folge  ist  eine  massive
Verarmung  von  Millionen  von  Menschen  weltweit.

Der Ukrainekrieg und die politischen und wirtschaftlichen Folgen

Der  schwindende  Einfluss  Russlands  in  Osteuropa  durch  die  Nato-
Osterweiterung und den pro-westlichen Putsch in der Ukraine haben den
russischen  Imperialismus  dazu  motiviert,  mit  militärischen  Mitteln  das
Kräfteverhältnis zu seinen Gunsten zu verändern. Aus dem schnellen Sieg
wurde jedoch nichts und es entwickelte sich ein verlustreicher Krieg für
beide  Seiten.  Zwar  kämpfen  keine  Nato-Soldat_Innen  in  der  Ukraine,
allerdings ist die Nato mit der Lieferung von Waffen im Wert von über 100
Mrd. US�$, der Ausbildung der ukrainischen Armee und der Bereitstellung



von Satellitenbildern und Geheimdienstinformationen und der Verhängung
tiefgreifender Sanktionen längst zu einer kriegführenden Partei geworden.

Die  Sanktionen  haben  weitreichende  Folgen  für  beide  imperialistische
Blöcke. Zum einen heizen sie die Inflation weiter an, da für beide Seiten
Rohstoffe und Produkte ausfallen, die nicht zum selben Preis ersetzt werden
können. Zum anderen findet eine wirtschaftliche Entflechtung zwischen den
beiden Blöcken statt. Westliche Firmen stellen ihr Russlandgeschäft ein und
umgekehrt.  Die  Länder  werden  dadurch  wirtschaftlich  unabhängiger
voneinander. Das wiederum macht eine direkte militärische Konfrontation in
Zukunft  wahrscheinlicher,  da  die  wirtschaftlichen  Kosten  eines  solchen
Kampfes damit leichter für die kriegführenden Länder zu kompensieren sind.

Auch sicherheitspolitisch hat  der  Krieg Europa in  Bewegung gesetzt.  So
wollen  die  vormals  blockfreien  Staaten  Finnland  und  Schweden  nun  im
Eilverfahren  der  Nato  beitreten.  Der  EU-  und  Nato-Beitritt  der  Ukraine
wurde zwar schon lange diskutiert, gilt nach einem ukrainischen Sieg nun
aber als sehr sicher.

Doch nicht nur in Europa hat der Ukrainekrieg die Blockbildung verschärft.
Durch  die  Isolation  Russlands  versucht  beispielsweise  Kasachstan  (ein
traditioneller  Verbündeter  Russlands)  unabhängiger  von  Russland  zu
werden, weil das Land Angst hat, durch die enge Verbindung mit Russland
selbst isoliert zu werden. Indien (ein Feind Chinas und deswegen in den
letzten Jahren immer engerer Verbündeter der USA, aber traditionell auch
ein Partner Russlands) wird von den USA gedrängt, gegen Russland Position
zu beziehen.

Umweltkrise – Point of no return

Besonders prominentes Thema der vielfältigen Umweltkrisen ist natürlich die
Klimaerwärmung. Trotz diverser Lippenbekenntnisse steigen jedoch die CO2-
Emissionen  und  verschärfen  das  Problem.  Der  Ausstieg  aus  fossilen
Brennstoffen und Atomkraft rückt durch den Ukrainekrieg in Europa in noch
weitere Ferne. In der Folge werden Ökosysteme zerstört und Land aufgrund
von Wassermangel unfruchtbar. Verarmung, Gewalt um die verbleibenden



Quellen und die Destabilisierung ganzer Regionen hat deshalb (vor allem in
Afrika) massiv zugenommen.

Auch das Artensterben erreicht riesige Ausmaße, die Abholzung von Wald,
Umweltverschmutzung, die Störung des Nitratkreislaufes, Überfischung usw.
usw. haben bedrohliche Ausmaße angenommen. Das alles ist zwar nicht neu,
allerdings werden mittlerweile Millionen Menschen davon direkt betroffen,
was durchaus eine neue Etappe in der Entwicklung des Problems darstellt.

Fazit

Es lässt sich darüber streiten, ob der Krieg in der Ukraine eine Zeitenwende
markiert.  Jedoch  ist  der  Kapitalismus  eindeutig  in  eine  neue,  noch
krisenhaftere  Phase  eingetreten.  Zwar  haben  viele  Entwicklungen  schon
vorher  ihren  Anfang  genommen,  der  Ukrainekrieg  hat  sie  jedoch
verschnellert und verstärkt. Das lässt sich vor allem über die Blockbildung
sagen, die manche Bündnisse festigt,  andere zerstört,  wieder andere neu
bildet. Das geht auch mit einer massiven, weltweiten Aufrüstung einher, bei
der  das  100  Mrd.�Paket  Deutschlands  und  sein  Ziel ,  2  %  der
Wirtschaftsleistung  für  das  Militär  auszugeben,  stellvertretend  gesehen
werden  sollte.

(Handels-)Kriege  und  die  immer  noch  ungelöste  Coronakrise  heizen  die
Inflation weiter an und zerstören die Lebensgrundlage von Millionen von
Menschen. Viele Staaten, vor allem Halbkolonien, werden dadurch extrem
instabil, wie sich z.B. am Libanon oder an Sri Lanka zeigt. Zudem werden die
wirtschaftlichen Probleme des Kapitalismus immer schwerwiegender und die
Mittel, diese zu bekämpfen immer unbrauchbarer. Die Diskussion zwischen
niedrigen  Leitzinsen  (Zinsen,  zu  denen  sich  die  Banken  bei  den
Zentralbanken Geld leihen können), welche die Inflation anheizen, und hohen
Leitzinsen, die zu einer Rezession führen können, zeigen an, wie eng der
Spielraum  für  eine  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Situation  im
Kapitalismus ist.  Zudem wird die irreparable Zerstörung unserer Umwelt
durch die kapitalistische Wirtschaft immer augenscheinlicher.

Das Alles macht eine revolutionäre Lösung auf all diese Probleme notwendig.



Das Handeln der Zentralbanken, die Beschlüsse der UN-Klimagipfel oder die
kapitalistische „Krisenlösung“ haben sich längst  als  eine Fortsetzung der
Katastrophen entpuppt. Wir müssen international gegen das Kapital und ihre
Regierungen vorgehen. Wie kann das besser gehen, als mit der Klasse der
Lohnabhängigen,  die  überall  dieselbe  Unterdrückung erleidet,  aber  auch
überall  die  Macht  hat,  diese  zu  bekämpfen?  Wieso  lokale  symbolische
Aktionen machen, wenn heute schon weltweit Arbeiter_Innen demonstrieren
und  streiken,  um  die  Krise  in  ihrem  Interesse  zu  lösen?  Nur  eine
international  geeinte  Arbeiter_Innenbewegung,  die  lokale  Kämpfe  mit
sozialistischem  Internationalismus  verbindet,  hat  die  Macht  etwas  zu
verändern!


